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Die ZAG hat stets Interesse an Artikeln 
aus dem Bereich Antirassismus. Am 
liebsten sind uns klar strukturierte Artikel 
mit nicht mehr als 8.000 Zeichen, die auf 
keinen Fall mit „Seit der Abschaffung des 
Asyslrechts...“ beginnen sollten. Texte 
bitte einmal auf Diskette im MS-DOS- 
oder Winword-Format und einmal ausge- 
druckt an untenstehende Adresse senden. 
Da die Redaktion sich Überarbeitungen 
und Kürzungen vorbehält, bitte unbedingt 
eine Kontaktadresse angeben. 
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EDITORIAL 


Willkommen im Club! 


FROM DEATH ROW 


Zur aktuellen juristischen Situation von Mumia Abu-Jamal 


AKTUELL 


„Jedes Herz ist eine revolutionäre Zelle“ 
Solidaritätserklärung für Harald, Axel und Sabine 


Zum neuen Staatsangehörigkeitsgesetz 
Jörg Haider, der heimliche Sprecher der EU 
Rassistische Übergriffe in EI Ejido 


SCHWERPUNKT: 
KONZEPTE ANTIRASSISTISCHER ARBEIT 


Einleitung x 


Der Blick auf „den“ Islam 


„Gastarbeiter“ kamen - Muslime und Musliminnen blieben 
Irmgard Pinn über den medialen Blick auf muslimische MigrantInnen 


Islamunterricht in Berliner Schulen? 


„Wenn Ausländer ihre Religion ausüben, wird dies als Gefahr darge- 
stellt“. Gespräch mit ADA e.V. über Jugendliche und Islam 


Tausendundein Rassismus 
Romantisch orientalische Verklärungen vs. Fundamentalismus 


Emanzipationsbewegung im Maghreb 
Donata Kinzelbach und Esther Kraus über islamische Frauenbewegung 


„Islam und Politik“ 
Nasr hamid abu Zaid - eine Rezension 


DEBATTE 


Diskurs und Rassismus 
Teun A. van Dijk über Rassismus in den Parlamenten 


REZENSIONEN 
Suchbewegung - Interkulturelle Beratung und Therapie 


Herrschaft & Schicksal - Kritik an der New-Age-Bewegung 


KURZ VORGESTELLT 


Traurigerweise hat uns unser langjäh- 
riges Redaktionsmitglied Jürgen, ge- 
nannt „der Temming“ über die uner- 
auickliche Tatsache in Kenntnis 
gesetzt, daß sein Tag zur Zeit ledig- 
lich 24 Stunden umfaßt, er also dank 
so unwesentlicher Kleinigkeiten wie 
der schnöden Erwerbsarbeit, sozialer 
Beziehungen und anderer Nebensäch- 
lichkeiten, nicht mehr im bisherigem 
Umfang für uns auf die Suche nach 
dem schon berüchtigten „roten Faden“ 
gehen kann. Da momentan zwar posi- 
tive Entwicklungen in den Verhandlun- 
gen über die Verlängerung des Tages 
auf 35 Stunden bei voller Freizeitkür- 
zung zu erkennen sind, der entschei- 
dende Durchbruch jedoch noch nicht 
erreicht wurde, konnten wir wenig 
entgegensetzen. Uns bleibt die Hoff- 
nung, daß sich die Tage verlängern, 
denn auf seine wortgewaltigen Kapri- 
olen verzichten wir nur ungern. Doch 
zu erfreulicherem: 

Die erstaunlichste Einigung Europas 
verdanken wir Österreich. Die Begei- 
sterung der Redaktion ist beinahe 
grenzenlos, Europa ist antirassistisch, 
wir atmen auf. Wir haben die Größe, 
bisherige Fehleinschätzungen zu kor- 
rigieren. Mit überschwenglicher Freude 
feierten wir. Nachrichten wie „Finn- 
land endlich dicht“, „Dänemark mar- 
schiert“, „Pogrom in Spanien“ oder 
„Nazis im Stechschritt durchs Bran- 
denburger Tor“ müssen bösartige En- 
ten sein, zu nichts anderem geschaf- 
fen, als unsere Europabegeisterung 
zu trüben. Und da sich das Branden- 
burger „Aktionsbündnis gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Fremdenfeind- 
lichkeit“ nun doch nicht gegen den 
berüchtigten linken Terror in diesem 
Bundesland wenden will, bemüht sich 
nun sein einschlägig bekannter Innen- 
minister Schönbohm, eine „Sicher- 
heitsoffensive Brandenburg” ins Le- 
ben zu rufen. Irgendwo in diesem Land 
könnte es vielleicht noch eine/n nicht 
erschlagene/n politisch Linke/n ge- 
ben, da muß gehandelt werden - die 
faschistische Gefahr hat sich ja nun 
nach Österreich verzogen. 

Überhaupt geht jetzt „mal endlich ein 
Ruck durch die Gesellschaft“. Aus der 
Vergangenheit wird nun gelernt! Gast- 
arbeiter rein ist das neue Motto der 
Bundesregierung: Die ewig Gestrigen 
stänkern natürlich wieder herum. Doch 
diesen Quatsch durchschaut ja zum 


Glück jede/r: Was brauchen Entwick- 
lungsländer Informatiker? - so ein 
Blödsinn! Endlich stellt sich eine Re- 
gierung auch den Erfahrungen der Ge- 
schichte, zieht die notwendigen Lehren 
daraus: qualifizierte Arbeiter ja (Dep- 
pen haben wir schon genug) — Fami- 
lien auf gar keinen Fall - hierbleiben? 
Also bitte! — und schon mäkeln sie 
was von Sklavenhaltermentalität. 

Dabei wird alles endlich gut. In Berlin 
schlägt endlich die Schulstunde gegen 
Gottlosigkeit, in den Gubener Prozeß- 
pausen können die Angeklagten ihrer 
Betroffenheit an der Gedenkstätte 
Ausdruck verleihen und gestalterisch 
neue Akzente setzen. Schade daß die 
Welt vom heroischen neuen Wirken so 
schlecht unterrichtet ist, daß die Be- 
gleiter einer organisierten Gruppen- 
reise nach Ghana von den dortigen 
Ordnungshütern festgesetzt wurden 
und sich ihr Schützling — das Amts- 
deutsch „Schübling“ bedarf einer drin- 
genden Anpassung an die neuen anti- 
faschistischen Verhältnisse, es klingt 
so negativ — ersteinmal ohne sie zu- 
rechtfinden mußte. Dieser mit langer 
Tradition unter dem erfolgreich Kürzel 
BGS firmierende Spezialist stolpert 
zur Zeit ohnehin von einer Krise in 
die nächste, wurde ihm doch auch 
der Handel mit hochqualitativen Wirt- 
schaftsgütern, Stichwort Psychodelika. 
untersagt. Da zeigt uns die Frankfur- 
ter Zweigstelle des BGS endlich, wie 


das mit der Reduzierung staatlicher 


Kosten im Dienstleistungsbereich Er- 
folg hätte, schon sabotieren Quertrei- 
ber jedes Engagement. 
Leicht verstört nahmen wir jedoch zur 
Kenntnis, daß dem deutschen Gatten 
seine in binationalen Ehen ohnehin 
sehr anstrengende erzieherische Auf- 
gabe gegenüber seiner Angetrauten 
erschwert wird. Soll sie doch bei ihren 
haltlosen Anwürfen gegen ihren güti- 
gen Meister, schon bei Nickligkeiten 
wie dem pädagogisch notwendigen 
Klaps mit anschließender medizini 
scher Betreuung einen vorzeitigen Ab- 
bruch der Lehrzeit ohne direkte Ent- 
lassung aus der SO Sülkahene 
Volksgemeinschaft ereignet jenes 
Ein mutiger Schritt, gefährdet er 6) 
Grundwerte wie die Ehe. Denn eigen . 
lich ist bei so gut geprüften, A 
bearbeiteten und auch nach de! 
ßung amtlicherseits anteilnehmend i 
gleiteten Ehen ein solcher Schritt doch 


kontraproduktiv. 


Leicht irritiert 
Fure ZAG-Redaktıon 


Foto: Albert Zecheru 
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Die über 8.000 Menschen, die 
sich am 5. Februar 2000 auf der 
bundesweiten Demonstration in 
Berlin für Mumia und gegen die 
Todesstrafe eingesetzt haben, 
waren ein wichtiger Schritt in der 
aktuellen Kampagne, die Mumias 
Verfahren vor dem Bundesgericht 
begleitet. Anfang März fanden in 
Paris und London ebenfalls inter- 
nationale Aktionen für Mumia 
statt. Jetzt warten alle gespannt 
darauf, wie der zuständige Bundes- 
richter Yohn die weiteren Verfah- 
rensschritte handhaben wird. 
Schließlich ist er die alles ent- 
scheidende Instanz. Nur bei ihm 
können noch neue Zeugen und 
Beweise ins Verfahren eingeführt 
werden. Damit befindet sich 
Mumias Verfahren momentan an 
einem kritischen und alles ent- 
scheidenden Punkt. Aus diesem 
Anlass dokumentieren wir hier 
einen’ Spendenaufruf, der von den 
Gruppen des bundesweiten Mumia 
Soligruppen Treffens getragen 


wird: 


Der juristische Stand der Dinge im 
Streit um das Wiederaufnahmeverfah- 
ren für Mumia ist der, daß Verteidi- 
gung und Staatsanwaltschaft bis zum 
2. April 2000 ihre letzten Stellung- 
nahmen bei Bundesbezirksrichter Yohn 
abgegeben haben müssen. Die ur- 
sprünglich für den 7. Februar 2000 
angesetzte Frist war von Yohn verlän- 
gert worden, weil er Stellungnahmen 
der beiden Parteien zur Wertung der 
Verhandlungsführung von Richter Sabo 
in den Verfahren von 1982 und 1995 
haben wollte. Nach dem 2. April wer- 
den erste mündliche Erörterungen 
(„oral arguments“) vor Richter Yohn 
stattfinden. Niemand kann sagen, ob 
das schon in der ersten Hälfte oder 
erst in der zweiten Hälfte des April 
passieren wird. Die Verteidigung hofft, 
dass Richter Yohn dann entscheidet, 
eine Anhörung durchzuführen, in der 
sie endlich die entlastenden Beweis- 
mittel, _Sachverständigengutachten 
und Zeugenaussagen im Gerichts- 
saal präsentieren kann. 

Alle Auslagen, Honorare und Reise- 
Spesen für private Ermittler, Sachver- 
ständige, Gutachten, ZeugInnen etc. 
müssen vom Angeklagten und seiner 
Verteidigung selbst getragen werden. 
Das heißt, die Anhörung, die ein gewal- 
tiger Schritt auf die positive Entschei- 
dung für das Wiederaufnahmeverfah- 
ren wäre, wird einige zehntausend 
Dollar kosten, die einfach nicht da 
sind. Das hat Len Weinglass bei sei- 
nem Besuch in Berlin geschildert. 

Da diese Anhörung die definitiv letzte 
Möglichkeit ist, alle in den letzten 8 
Jahren von der Verteidigung ermittel- 
ten entlastenden Beweise öffentlich 
zu präsentieren, dürfen wir es nicht zu- 
lassen, daß Mumia und seine Vertei- 
digung jetzt in eine finanzielle Klemme 
geraten. 

Die im Bundestreffen der Mumia Abu- 
Jamal Unterstützungskomitees orga- 
nisierten Gruppen haben deshalb den 
Vorschlag begrüßt, jetzt sofort alle 
Anstrengungen darauf zu konzentrie- 
ren, bis Ende März mindestens 
10000,- DM zu sammeln. Unter- 
stützerlnnen in einem europäischen 
Nachbarland haben die Idee spontan 
aufgegriffen und zugesagt, weitere 
10:000,- DM beizusteuern. 

Anfang April soll anläßlich einer Reise 
in. die USA zu einem Knastbesuch bei 


Mumia ein Scheck über den genann- 
ten Mindestbetrag an Leonard Wein- 
glass überreicht werden. 

Wir bitten deshalb um Überweisung 
der Spenden unter dem Stichwort 
„Anhörung“ auf das Spendenkonto 
für das Wiederaufnahmeverfahren. 
Alle dort eingehenden Spenden wer- 
den ohne Verwaltungsabzüge etc. di- 
rekt mit Leonard Weinglass abge- 
rechnet: 


Sonderkonto „Jamal“/Archiv 92 
BfG: Bank Bremen 

Kto.-Nr. 100 8738701 

BLZ 290 10111 
Verwendungszweck „Anhörung“ 


Für diesen Sammelzweck werden lei- 
der keine steuerlich absetzbaren Spen- 
denbescheinigungen ausgestellt. 


“Len Weinglass wurde in einem Tele- 


fonat vom Start der aktuellen Sam- 
melinitiative unterrichtet und läßt allen 
Dank und Grüße des Verteidigungs- 
teams übermitteln. 

Im übrigen geht die Kampagne mit 
der bundesdeutsche Firmen, die in 
Pennsylvania investiert haben, dazu 
gebracht werden sollen, sich bei Gou- 
verneur Thomas Ridge für die Ab- 
schaffung der Todesstrafe und für 
Mumia einzusetzen, weiter. Unter dem 
Motto „Schneller hinrichten mit Ha- 
ribo und Bayer“ gibt es beim Solibüro 
Berlin Postkarten, die an die Firmen- 
leitungen geschickt werden können 
und beim Solibüro gegen Portokos- 
ten bestellt werden können. Darüber 
hinaus wird es als nächsten Schritt 
in der Kampagne am 20. Mai unter 
dem Motto „Der plötzliche Tod ist 
eine deutsche Spezialität“ in Lever- 
kusen eine Demonstration zu den 
Bayer-Werken geben. Thema der Demo 
ist zum einen der Umgang von Bayer 
mit den NS-Zwangsarbeiterlnnen, Bay- 
erns Rolle im Trikont und Bayers indi- 
rekte Unterstützung für die Todes- 
strafenpolitik in Pennsylvania. Die 
Demo wird von einem breiten Bünd- 
nis getragen, u.a. von der VVN/BdA, 
der Coordination gegen Bayergefah- 
ren Düsseldorf, dem Mumia Abu-Ja- 
mal Solidaritätstreffen Köln und Anti- 
faschistInnen. 


Weitere Infos findet Ihr auf der Webseite 
des Berliner Solibüros unter folgender 
Adresse: http//www.berlinet.de/ari/kam- 
pagne/mumia. 


Solidaritätserklärung 


„Jedes Herz ist eine 


Unser Freund Harald G., Mitarbeiter 
der Forschungsgesellschaft Flucht und 
Migration (FFM) wurde am 19. De- 
zember 99 verhaftet und sitzt seither 
in der JVA Düsseldorf in Einzelhaft. 
Zeitgleich wurden Axel H. in Berlin und 
Sabine E. in Frankfurt festgenommen. 
Die Vorwürfe der Staatsanwaltschaft 
beziehen sich auf Anschläge gegen 
den damaligen Leiter der Berliner 
Ausländerbehörde, den Vorsitzenden 
Richter des Bundesverwaltungsge- 
richt, gegen die Zentrale Sozialhilfe- 
stelle für Asylbewerber in Berlin in 
den Jahren 1986 - 1987 und auf die 
Mitgliedschaft in den Revolutionären 
Zellen, bzw. der Roten Zora. 

Harald ist Mitinitiator der 1995 ge- 
gründeten Dokumentationsstelle „Men- 
schenrechtsverletzungen an der Gren- 
ze“ - einem Gemeinschaftsprojekt von 
FFM und ARI - und der Dokumentation 
„Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und 
ihre tödlichen Folgen“. Diese Doku- 
mentation belegt u.a., daß vor allem 
die abgeschotteten Ostgrenzen der 
BRD für Flüchtlinge hochgefährlich sind 
und daß der Versuch, sie zu überwin- 
den, für viele tödlich endet. Die Men- 
schen ertrinken in den Grenzflüssen 
oder erfrieren. Sie werden von den Po- 
lizei- und Zollhunden gehetzt und ge- 
bissen oder verunglücken bei der Ver- 
folgung durch den Bundesgrenzschutz. 
Von 1993 bis 1999 starben mindes- 
tens 113 Flüchtlinge auf dem Wege 
in die Bundesrepublik oder an den 
Grenzen. Die tödlichen Folgen bun- 
desdeutscher Abschottungspolitik! 
Einer von Haralds Arbeitsschwerpunk- 
ten ist die Situation der Flüchtlinge an 
den deutschen Ostgrenzen. Gemein- 
sam mit ihm haben wir eine Veran- 


staltung zur beispiellosen Kriminali- 
sierung von TaxifahrerInnen in den 
Grenzregionen zu Polen und Tsche- 
chien organisiert. Einige dieser Taxi- 
fahrer wurden zu langen Haftstrafen 
verurteilt, weil sie Menschen ohne 
gültige Aufenthaltspapiere befördert 
haben. Daß deren Situation und das 
menschenverächtende Vorgehen des 
BGS international bekannt wurden, 
ist vor allem Haralds Arbeit zu ver- 
danken. Bis zu seiner Festnahme be- 
obachtete er den Verlauf des Prozes- 
ses gegen die Täter, die im Februar 
in Guben den algerischen Flüchtling 
Farid Gouendoul in den Tod hetzten. 


0 z 
revolutionare Zelle 


Harald, Du fehlst uns! 

Wir, alle MitarbeiterInnen der Anti- 
rassistischen Initiative Berlin, solida- 
risieren uns mit Harald und den an- 
deren Gefangenen und fordern ihre 
sofortige Freilassung. 

Wir wehren uns gegen die Kriminali- 
sierung und Diffamierung von Men- 
schen, die Widerstand gegen den 
rassistischen Alltag leisten und die 
Abschottungspolitik der BRD anpran- 
gern und bekämpfen. 

Wir lassen uns nicht spalten! 


Sofortige Freilassung von 
Harald, Axel und Sabine! 


Für die Prozeß- und Reisekosten wird dringend und j 
wahrscheinlich mindestens ein Jahr lang viel Geld benötigt 


(ca. 120 000,- DM). 


Hilfreich wären regelmäßige Überweisungen, damit wir 
unsere Kräfte sinnvoller als für die ständige Geldbeschaffung 


einsetzen können. 


Spendenkonto: 


Martin Poell, Postbank Berlin, 
BLZ 10010010, Konto-Nr.: 2705-104, St 


Die eingehenden Gelder werden auf al 


gleichermaßen verteilt. 


ichwort: Freilassung 


le drei Gefangenen 


Weitere Informationen über wwu.freilassung.de 


und die FFM Fon 030 - 693 83 18 


Briefe an die Gefangenen bitte über FFM, 


Gneisenaustr. 2a, 


10961 Berlin oder über die ARI 


AKTUELL WAlKZYlN 
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Von der Blutsnation 
zum Leistungsstaat 


Zum 1. Januar trat das neue 
Staatsangehörigkeitsgeseitz in Kraft 


Seit dem 1. Januar 2000 ist das 
neue Staatsangehörigkeitsgesetz in 
Kraft. Von der „überfälligen Moderni- 
sierung des völlig veralteten deut- 
schen Staatsangehörigkeitsrechts” 
und von einem nun endlich erreich- 
ten „realistischen Begriff der Nation“ 
(Innenminister Otto Schily) ist die 
Rede, für die Ausländerbeauftragte 
der Bundesregierung, Marieluise 
Beck, ist die Reform gar ein „Bruch 
mit der Vorstellung, wer deutsch ist‘. 
Genau betrachtet stimmt das zyni- 
scherweise sogar: Der Anspruch auf 
Einbürgerung ist an zahlreiche Vor- 
aussetzungen gebunden. So darf der 
Antragsteller weder Sozial- noch Ar- 
beitslosenhilfe beziehen, sowohl das 
polizeiliche Führungszeugnis als auch 
die Kenntnisse der deutschen Spra- 
che müssen gut sein. Diese Voraus- 
setzungen werden 
aber in verschiede- 
nen Bundesländern 
sehr unterschiedlich 
angewendet Wer 
den. Ausländische 
Kinder, von denen 
ein Elternteil die 
Einbürgerungsvor 
aussetzungen er 
füllt und mindes- 
tens acht Jahre 
lang in Deutsch- 
land ansässig 
ist, erhalten in 
Zukunft zwar 
automatisch 
die deutsche 


Foto: Albert Zecheru 


Staatsbürgerschaft. Darüber hinaus 
sollen Minderjährige die deutsche 
Staatsbürgerschaft beanspruchen 
können, wenn ein Elternteil über eine 
unbefristete Aufenthaltserlaubnis ver- 
fügt und beide seit fünf Jahren in fa- 
miliärer Gemeinschaft in Deutschland 
leben. Eine generelle Abkehr vom 
ius-sanguinis-Prinzip des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechts freilich 
bedeutet das nicht. Weder bekom- 
men wie etwa in den USA, in Frank- 
reich oder anderen europäischen 
Staaten alle im Land geborenen Kin- 
der von Ausländern automatisch die 
Staatsangehörigkeit, noch hat sich 
Rot-Grün zu einer Abkoppelung des 
Staatsangehörigkeitsrechts vom Ord- 
nungsrecht durchringen können. 
Deutschland wird weiterhin das ein- 
zige Einwanderungsland in Westeuro- 
pa bleiben, das die Möglichkeit der 
doppelten Staatsangehörigkeit im Re- 
gelfall ausschließt. Die bestehenden 
Verordnungen werden in diesem 
Punkt sogar noch verschärft. Kinder, 
die künftig mit der Geburt neben der 
deutschen noch eine weitere Nationa- 
lität erwerben, müssen sich zwischen 
dem 18. und dem 23. Lebensjahr für 
eine der beiden Staatsbürgerschaften 
entscheiden. Denen, die sich dann 
nicht entscheiden wollen, soll die 
deutsche Staatsangehörigkeit wieder 
entzogen werden. 

Gesetzliche Verbesserungen für die 
erste „Gastarbeitergeneration“, den 
teils über 30 Jahren hier Ansässigen, 
sind ausgefallen. Einbürgerungser- 
leichterungen für sie bringt das neue 
Gesetz nicht - außer einer in diesen 
Fällen nicht relevanten Reduzierung 
der notwendigen Aufenthaltsdauer für 
die Anspruchseinbürgerung von 15 
auf 8 Jahre. Dafür sorgen die nun zwin- 
gend vorgeschriebenen Sprachtests 
und die Einbürgerungsvoraussetzun- 
gen der Straffreiheit, des Nichtbezugs 


von Arbeitslosen- oder Sozialhilfe und 
die geforderte Verfassungstreue für 
durchgreifende Verschärfungen. Nach 
der bundeseinheitlichen Verwaltungs- 
vorschrift für die Einbürgerung muss 
der Einbürgerungsbewerber „den ei- 
genen und den Lebensunterhalt der 
Familie sowie etwaige gegen ihn ge- 
richtete Unterhaltsansprüche nachhal- 
tig und auf Dauer aus einem selbst 
erwirtschafteten Einkommen, einem 
eigenen Vermögen oder einem beste- 
henden Unterhaltsanspruch gegen 
einen Dritten bestreiten können, ohne 
auf einen Anspruch auf Unterhalt aus 
öffentlichen Mitteln angewiesen zu 
sein“ - eine Richtlinie, die der Behör- 
denwillkür Tür und Tor Öffnet: Wer 
schließlich kann dies bei den heuti- 
gen Beschäftigungsverhältnissen noch 
garantieren? Es geht aber noch wei- 
ter: „Die Unterhaltsfähigkeit umfasst 
auch eine ausreichende soziale Absi- 
cherung gegen Krankheit, Pflegebe- 
dürftigkeit, Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit und für das Alter“, wird da 
von den Neudeutschen gefordert. Ist 
schon für den Erwerb der permanen- 
ten Aufenthaltsberechtigung eine drei- 
jährige Beitragszeit zur Rentenversi- 
cherung notwendig und damit ein 
längerfristiges sozialversicherungs- 
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis, 
so wird diese sozialstaatliche Diskri- 
minierung nun nochmals gesteigert. 
Bei Bezug anderer Leistungen wie Ar- 
beitslosengeld, Erziehungsgeld, Un- 
terhaltsgeld, Krankengeld, Wohngeld 
oder Ausbildungsförderung ist nach 
der Verwaltungsvorschrift eine Progno- 
seentscheidung erforderlich, ob der 
Einbürgerungsbewerber künftig in der 
Lage sein wird, seinen Unterhalt ohne 
Bezug solcher Leistungen aus eige- 
nen Kräften zu bestreiten. Im Klartext: 
Der Einbürgerung würdig sind nur sol- 
che Ausländer, die jahraus, Jahrein in 
die Sozialkassen einzahlen, ohne je- 
mals auf deren Unterstützung Aange- 
wiesen zu sein. Auch als Neudeut- 
sche sollen sie die alte Funktion der 
Gastarbeiter weiter erfüllen, weitaus 
mehr zur sozialen Sicherung beizutra- 
gen, als sie selbst in Anspruch zu 


nehmen berechtigt sind. 
Jochen Baumann 


Jorg Haider, der heimliche 
Sprecher der EU 


Seine Wurzeln vom Kärntner Heimathund 1984 
zum EU-Konzept der „Festung Europa“ 


Die Tendenzen halten an - auch inner- 
halb der deutschen und schweizeri- 
schen „Linken“ -, Politik und persönli- 
ches Verhalten des österreichischen 
Rechtsaußen Jörg Haider zu verharm- 
losen. Dies macht eine kleine Retro- 
spektive auf das Kärnten des Jahres 
1985 notwendig. Darin wird erkennbar, 
dass hinter dem Blut-und-Boden-Na- 
tionalismus von Haider schon damals 
System und langfristige Planungsbe- 
reitschaft steckte. 

„Zwanglos“, so heißt es im Büchlein 
einer internationalen Beobachterkom- 
mission aus dem Jahre 1985, wür- 
den die Kinder in den zweisprachigen 
Schulen im grenznahen Raum von 
Kärnten „von der einen in die andere 
Sprache wechseln“. Die Kommission 
aus Deutschland, Frankreich und der 
Schweiz machte den friedlichen, anti- 
nationalistischen Charakter von Kin- 
dern und Jugendlichen im sloweni- 
schen Minderheitsgebiet in Kärnten 
deutlich. 

Schon damals war die Existenz solch 
zweisprachiger Schulen bedroht. Na- 
tionalistische Kreise hatten für ein 
Referendum „gegen den Zweispra- 
chenunterricht“ rund 33000 Unter- 
schriften sammeln können. Das 
Volksbegehren aus dem Jahre 1984 
war initiiert vom konservativen „Kärn- 
tner Heimatbund“. Aktiv und erfolg- 
reich mit dabei: der damalige Jungpo- 
litiker Jörg Haider. Es war der Beginn 
seiner Laufbahn als politischer Führer 
der Rechtsaußen, Rechtsnätionalisten 


und „Deutschtümelnden“ in Öster- 
reich. Fünfzehn Jahre später, 1999, 
sollte er die Wahl zum Landeshaupt- 
mann in Kärnten, also dem Regie- 
rungschef, gewinnen. 
Glücklicherweise war Haiders Schul- 
programm — Motto: Wie verlerne ich 
die Sprache meiner Nachbarn - nicht 
rundum von Erfolg gekrönt, sind die 
zweisprachigen Schulen nicht abge- 
schafft worden. Die Volksschule von 
Leppen/Lepena hat der Kommunika- 
tionswissenschaflerin Brigitte Busch 
von der zweisprachigen Universität 
Klagenfurt das Beispiel geliefert für 
eine im Jahre 1996 veröffentlichte 
„Mikrountersuchung sozialer und Kul- 
tureller Gegensätze“. (Drava-Verlag, 
Klagenfurt; www.slo.at/drava) 
Dieselbe Wissenschaftlerin hat 1990 
- sechs Jahre waren seit Haiders er- 
sten Erfolgen in der Kärntner Politik 
vergangen — den Zusammenhang 
zwischen den fremdenfeindlichen und 
rechtsnationalistischen Positionen von 
Jörg Haider und der übergeordneten 
Abschottungspolitik im Rahmen von 
Schengen und der Festung Europa 
aufgezeigt. 

„Der Bauplan für das gemeinsame 
Haus Europa“ entpuppe sich „ZU 
nehmend als Plan einer Festung, die 
sich nach außen zumauert und in ih- 
rem Inneren Klassen von Bürgern mit 
mehr, mit weniger und mit gar keinen 
Rechten schafft. Dieses Europakon- 
zept eröffnet der extremen Rechten 
ein unerschöpfliches Betätigungsfeld. 


Die Horrorvision vom Ansturm der 
Barbaren, die das zivilisierte Europa 
überrollen, wird in griffige Primitivfor- 
mein komprimiert.“ Haider und seine 
Parteigänger würden dabei „ihren eu- 
ropäischen Gesinnungskameraden“ 
in nichts nachstehen. Sie zitiert den 
Rechtsaußen in Aussagen über „Be- 
völkerungsüberschüsse”, die sich über 
kurz oder lang „zu uns in Marsch set- 


Die Horrorvision vom Ansturm 


der Barbaren, die das 


zivilisierte Europa überrollen, 
wird in griffige Primitivformeln 


komprimiert. 


zen“ würden, und über den „Zuzug 
von 700.000 ausreisewilligen Sowjet- 
bürgern“, gegen die nur die yerlan 
gung des Visumszwangs tauglich sei. 
Die Politik der nach außen geschlos- 
senen Grenzen gehe im Inneren ein- 
her mit einer Politik der Ausgrenzung 
der im Land lebenden Bürgerinnen und 
Bürger anderer Staatsbürgerschaft 
oder Herkunft. Die Autorin schreibt 
vom Mythos der „mit Blut geschrie- 
benen Grenze“, die zum Mittel der 
Ausgrenzung “nicht-assimilierungswil 
liger Slowenen werde. „Wir im Süden, 
in Kärnten“, zitiert sie Jörg Haider, 
‚wissen, wie labil die Verhältnisse an 
unseren Grenzen sind.“ In einer Re 


AKTUELL Eileen 


AKTUELL WAKE 


solution von Haiders Partei zur Zwei- 
sprachigkeit in den Schulen zeigt 
sich dieses „Kärntner Modell“ be- 
sonders eindrücklich: „Jede Benach- 
teillgung österreichischer Schüler 
durch einen hohen Anteil fremdspra- 
chiger Klassenkollegen ist durch 
eine nach muttersprachlichen Ge- 
sichtspunkten organisierte Einrich- 
tung von Paralielklassen in den Haupt- 
gegenständen [Haupfächern Anm. d. 
Red.] und gemeinsamen Unterricht 
in Nebengegenständen zu verhin- 
dern. Eine solche Regelung ist im 
schulischen Interesse aller ethni- 
schen Gruppen gelegen.“ 

Dies würde zur „Schaffung von Aus- 
länderghettos“ führen, meint Brigitte 
Busch abschließend zur Zweispra- 
chigkeit im Schulunterricht, welche in 
der Propaganda von Haiders Freiheit- 


licher Partei als „bedrohliche und 
zwangsläufige Folgeerscheinung der 
Einwanderung“ dargestellt werde. 
Auch in diesem Bereich, so muss man 
aus ihrem Beitrag schließen, gilt: 
„Die extreme Rechte liefert die ideo- 
logische ‚Argumentation‘ der real 
existierenden Abschottungspolitik 
und bereitet ihr den Boden.“ 


Beat Leuthardt 


Der Text basiert auf dem Kapitel „Öster- 
reich-Slowenien-Ungarn-Slowakei“ von 
Beat Leuthardts eben erschienenem 
Buch „An den Rändern Europas. Berichte 
von den Grenzen“ (Rotpunktverlag Zürich, 
38 DEM, Bezug: Buchhandel, Verlag oder 
beim Autor: Büro EuroGrenzen, Pf 
2260/CH-79557 Weil am Rhein, Fax: 
0041 61 263 000 6, e-mail: leu@euro- 
grenzen.de) 


«Räder müssen rollen 
für den Sieg». 
Zwangsarbeit im 
«Dritten Reich» 

Dieses Buch gibt einen Überblick 
über Formen, Ausmaß und Verlauf 
des Zwangsarbeitereinsatzes im 


«Dritten Reich», fragt nach der zu- 
grundeliegenden Ideologie und ih- 


ren gesellschaftlichen Ursachen, be- 
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Was für Rassisten sind doch diese 
Österreicher! Schau! Sie wählen 
Haider ... 


„Alimentos de Andalucia“ steht im Win- 
ter auf den Gemüsekisten im Laden, 
die von knackigem Romanesco und 
Eisbergsalat, Peperoni und Tomaten 
überquellen. Und auf vielen dazu 
noch: „Aus El Ejido“. Dieser spanische 
Ort hat kürzlich Schlagzeilen gemacht: 
Ein wütender Mob verfolgte nach ei- 
nem Tötungsdelikt an einer Spanierin 
tagelang die marokkanischen Einwan- 
derer, die in den Gemüseplantagen 


schreibt den Mikrokosmos des 
Zwangsarbeitssystems an der Indu- 
striestadt Esslingen und resumiert 
die Entschadigungsdebatte seit 
1945. Mit Beiträgen von Alfred 
Hausser, Rainer Bakonyi, Lion 
Feuchtwanger, Christine Krause, 
Tjark Kunstreich, Karl Heinz Roth, 
Holger Schatz und Andrea Woeld:- 
ke. Herausgegeben von der 
VVN/BdA KV Esslingen 

182 S-, viele Illlustrationen, 26.80 DM. 
ISBN 3-89657-460-4, Schmetterling Ver 
lag Bezug Buchhandel oder VVN do ) 
Exner, Barbarossastr. 76, 73732 Esslingen 


als billige Pflücker arbeiten. 

EI Ejido, das ist der kleine Ort in der 
andalusischen Provinz Almeria, wo 
zu Beginn dieses Jahres Unruhen auf- 
gekommen sind, wo Marokkaner durch 
die Straßen gejagt und mit dem Tode 
bedroht wurden, wo die Behörden 
und Ordnungskräfte erst nach Tagen 
- und auch dann nur halbherzig - ein- 
gegriffen haben. EI Ejido, das ist da, 
wo die europäischen Medien ihre Re- 
porter bloß für einen Tag einfliegen 
ließen. Und weil sich im Februar of 
fenbar nicht einmal das sonst SO ne 
liebte journalistische Nachfassen für 
die Medienzentralen Iohnte, verliefen 
die Einkäufe bei Rewe, Aldi oder Spar 
weiter wie jeden Winter. Denn mit dem 
Billiggemüse aus Südspanien werden 
hierzulande die Monate ohne einhei- 
mische Ernte überbrückt. Über den 
Sinn der LKW-Kühlkettentransporte 
über mehr als tausend Kilometer 
macht man sich in Resteuropa meist 
keine Gedanken, über die Arbeits- 
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Was willst du Mir erzählen. Ich war 
gerade Moros jagen... 


und Lebensbedingungen der Pflücker 
und Fabrikarbeiterinnen dort unten 
im armen Andalusien erst recht nicht. 
Im Dorf El Ejido und in seiner Umge- 
bung, nur wenige Kilometer von den 
mondänen Ferienstränden der Costa 
del Sol entfernt, findet sich das mit 
Abstand größte Anbaugebiet Europas 
für Gemüse. Der fünftgrößte mit Pla- 
stik überdachte „Garten“ der Welt ist 
mehrere hundert Kilometer lang. Nur 
einen Steinwurf von der verschneiten 
Sierra Nevada entfernt wächst da Eu- 
ropas winterliches Sommergemüse. 
Am Montag wird es von den meist 
marokkanischen Arbeitern gepflückt 
und sortiert, am Mittwoch liegt es in 
den Regalen der westlichen Großver- 
teiler. Hunderte von Patrons und 
Zehntausende von Saisonniers hän- 
gen am Tropf der Schlechtzahler wie 
der deutschen Ladenkette Rewe und 
der Gutzahler wie Migros und Coop 


Schweiz. 


Neigt, wer ausgegrenzt 
war, selber zur Ausgren- 
zung”? 

Seit langem war vorhersehbar, dass 
es in dieser Gegend zu fremdenfeind- 
lichen Übergriffen und rassistischen 
Ausschreitungen kommen könnte. 
Denn die „moros“ (Mauren, die arabi- 
schen Ureinwohnerlnnen Andalusiens) 
sind bei den spanischen Einheimischen 


unbeliebt - eine mehrhundertjährige 
Geschichte der Konfrontation, der Ko- 
lonisation und der Indoktrination hat 
bei der Bevölkerung ihre Spuren hin- 
terlassen. Dazu kommt die etwas dun- 
klere Haut der Pflücker, die analog wie 
die ebenso ungeliebten Gitanos zu- 
unterst auf der sozialen Leiter der 
spanischen Gesellschaft stehen. 

Das ist ein Hintergrund der rassisti- 
schen Übergriffe - und weniger der 
Kampf um die Arbeitsplätze in der 
Gemüseproduktion. Denn die meis- 
ten SpanierInnen haben seit Jahren 
kein Interesse mehr an der schlecht 
bezahlten Arbeit in heißen, stickigen 
und gesundheitsschädigenden Plastik- 
tunnels. Ihre Zeiten als „Gastarbeiter“ 
in den Fabriken des Ruhrgebietes oder 
der Schweiz haben sie „autonom“ wer- 
den lassen, meint Bio-Produzent Juan 
Minares, sie können „es sich jetzt leis- 
ten, im Büro zu arbeiten und nicht auf 
Andalusiens Feldern in Kälte, feuch- 
ter Hitze und Regen“. 

Noch vor zehn Jahren waren die mA- 
rokkanischen Billigarbeitskräfte als 
Illegale entrechtet, ohne Sozialschutz 
und jederzeit von Kündigung bedroht. 
„Das ist alles vorbei“, erklären die 
Patrons. „Keineswegs“, widerspricht 
man bei der ATIME, der großen ma- 
rokkanischen Selbsthilfeorganisation 
in Spanien. Bloß dass der Druck der 
Europäischen Union (EU) auf Spanien 
die Verschlechterung der Arbeitsver- 
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Frau! Es ging um die Sicherheit 
unserer Arbeit 


hältnisse zunehmend verschleiert, 
ohne sie im Entferntesten zu beseiti- 
gen. 

Zwar haben sich dank des Einflusses 
der EU die Rechte der Arbeitnehme- 
rinnen auf dem Papier verbessert. 
„Doch“, so erklärt uns Plantagenar- 


Seit langem war vorhersehbar, 
dass es in dieser Gegend zu 
fremdenfeindlichen Übergriffen 
und rassistischen Ausschrei- 
tungen kommen könnte. 


beiter Rachid, „wenn du bei einer 
Krankheit oder nach einem Arbeits- 
unfall auf den 46 Lohnprozenten be- 
harren würdest, die dir zustehen, sagt 
der Patron zu dir: ‚Wenn du nicht gut 
arbeitest, kannst du nicht bleiben.‘“ 
Rachid ist einer der vielen andalusi- 
schen Plantagenarbeiter mit marok- 
kanischem Universitäts-Abschluss. 
Wohl gibt es heute eine Minimallohn- 
garantie und eine Pflicht, Sozialleis- 
tungen auszuschütten. Doch werden 
gesetzlich vorgesehene Kontrollen 
unter anderem mit Blankoformularen 
umgangen und die frühere Illegalität 
durch eine „Scheinlegalität" ersetzt. 


WERBEN ZAG 34/00 


Das Doppelspiel der EU 

In Brüssel könnte man davon wissen. 
Doch das Doppelspiel der EU-Verant- 
wortlichen verläuft anders. Im Zentrum 
der EU-Politik steht die Aufrüstung 
der andalusischen Küsten gegenüber 
„Drittausländern“, vor allem gegen- 
über den Arbeitssuchenden aus Ma- 
rokko. Mit der Unterstützung der 
Hisghtech-Abwehr am, auf und über 
dem Mittelmeer wird dem Muster- 
schüler Spanien signalisiert, dass 
Marokkos Arbeitskräfte in Europa un- 
erwünscht sind. 

Der Musterschüler selber hat die Zei- 
chen schon Anfang der 90er Jahre er- 
kannt: Mit Visumszwang, Studienver- 
boten und Verelendungstaktiken hält 
Madrid die Menschen aus Marokko 
und den Gegenden südlich der Sahara 
systematisch von der Iberischen Halb- 
insel fern. Dieselben Menschen sieht 
man in Andalusien aber gerne, soweit 
sie „illegal“ ankommen und sich in 
die langen Wartekolonnen Arbeitswil- 
liger einreihen. Denn es sind letztlich 
die Warteschlangen, die soviel Druck 
erzeugen, dass sich keiner der Saison- 
niers krank schreiben lässt. 

Die von der EU offiziell verunmöglichte 
„legale“ Einreise findet jedoch täglich 


statt. Unter Lebensgefahr überqueren 
MarokkanerInnen in brüchigen Fi- 
scherbooten das Mittelmeer. Dass 
viele dieser Boote samt Passagieren 
dabei untergehen - mehr als Tausend 
sind es laut Angaben der ATIME je- 
des Jahr - gilt in diesem zynischen 
Spiel nichts. Übrigens hat König Has- 
san Il. von Marokko, der von Frankreich 
und Spanien bis zu seinem Tod im 
Sommer 1999 gestützt wurde, auf 
seine Weise zum Doppelspiel der EU 
beigetragen. Sein diktatorisches Re- 
gime hat stets zur Perspektivlosig- 
keit und zur Unterdrückung der Bevöl- 
kerung im eigenen Land beigetragen 
- und somit auch zu den täglichen 
Massenfluchten, dank denen Andalu- 
sien stets über genügend Arbeitswil- 
lige verfügen konnte. 


Neue Probleme für EU- 
Musterschüler Spanien 
Vielleicht liegt in Hassans Tod das 
Positive. Sollte sich sein Sohn Mo- 
hammed VI. als neuer Regent wirk- 
lich zu einem menschlicheren Um- 
gang mit seinem Volk entschlossen 
haben, so hätte der Musterschüler 
Spanien möglicherweise bald ein 


neues Problem: Weniger „Illegale“, 
weniger Arbeitskräfte im Exportbe- 
reich Landwirtschaft, weniger Wachs- 
tum und Gewinn. Und dazu kommt: 
Bereits seit drei Jahren wächst der 
Anteil der Importe von Landwirt- 
schaftsprodukten aus Marokko auf 
Kosten jener aus Spanien. „Der Ge- 
müsemarkt des heute dominanten 
Südspaniens kann problemlos durch 
die südlichen Mittelmeerländer wie 
Tunesien, Ägypten und die Türkei er- 
setzt werden“, sagt der ehemalige 
Chefeinkäufer der überproportional 
marktmächtigen „Coop Schweiz“. 
Vielleicht werden dann wenigstens 
die Hetzjagden auf Marokkaner, die 
Pogrome von EI Ejido endgültig Ver- 
gangenheit sein. 

Beat Leuthardt 


„An den Rändern Europas. Berichte von 
den Grenzen“ 

Von Beat Leuthardt ist unter diesem Titel 
kürzlich ein politisches Lese-, Erzähl- und 
Sachbuch erschienen. 300 S. plus 40 S. 
Infoteil, Rotpunktverlag Zürich, Oktober 
1999, 38 DEM, Bezug: Buchhandel, Ver- 
lag oder beim Autor: Büro EuroGrenzen, 
Pf 2260/CH-79557 Weil am Rhein, Fax: 
0041 61 263 000 6, e-mail: leu@euro- 
grenzen.de. 
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Ein 
Schwerpunkt über eine Religion? Die ZAG im 
religiösen Diskurs? Nein, wir sind nicht geläutert, bekehrt und 
gläubig geworden. Wir wollen auch keine inhaltliche Analyse einer Religion 
liefern. Keine religionswissenschaftlichen Gegenüberstellungen oder Bewertungen re- 
ligiöser Inhalte. Auch die Frage, welches oppositionelle Potential, welche progressiven Aspekte in 
der islamischen Religion enthalten sind, ist für uns nebensächlich. Wer sich in dieser Hinsicht qualifiziert 
weiterbilden möchte, sollte sich die Rezension auf Seite 29 ansehen. Das Feindbild Islam, das nach dem 
„Ende des Kommunismus“ wiederbelebt wurde, war für uns von Interesse. Wiederbelebt deshalb, da dieses Feind- 
bild eine Jahrhunderte alte Tradition im „christlichen Abendland“ hat. So interessierten unS die verschiedenen gesell- 

schaftlichen Bereiche, in denen an dieser Tradition weitergestrickt wird. Von der Medienanalyse ab Seite 14 über die 
aktuellen Diskussionen zum Religionsunterricht ab der Seite 18, bis zum derzeitigen Medienrenner, den sich „religiös 
radikalisierenden Jugendlichen“ ab Seite 20. Ein Beispiel für den stark getrübten Blick, die verengte Sichtweise bezüglich 
Staaten mit vorwiegend muslimischer Bevölkerung, ist die Verkürzung der Frauenthematik. Eigentlich existieren Frauen 
lediglich als kopftuchtragende Randerscheinungen in Opferrolle. Sie tauchen als Leidtragende einer - natürlich ganz im 
Gegensatz zu unserer eigenen - frauenfeindlichen Gesellschaft auf. Daß es eine durchaus existente Frauenbewegung gibt, 
ist den wenigsten bekannt, ab Seite 26 wird die Frauenbewegung im Maghreb vorgestellt. Eine wichtige Rolle in der 
Propaganda, eigentlich die wichtigste, spielt dabei „die Kultur“. Wie problematisch diese Rolle ist und wie leicht dieser 
Begriff für rassistische Diskurse mißbraucht wird, ist im Zuge der Multi-Kulti-Debatten der 80er und 90er Jahre langsam ins 
Bewußtsein gerückt. Mit der langen Tradition der Wahrnehmung islamischer Kultur aus westlicher Sichtweise beschäftigt 
sich der Artikel ab Seite 23 Der Schwerpunkt beginnt auf Seite 12 mit einigen Ausflügen zur Bedeutung des Kulturbegriffs 


als moderner Ersatz für die diskreditierten Rassetheorien. 
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DER BLICK AUF „DEN“ ISLAM 


Er ist wieder ins politische Blickfeld gerückt: „Der“ Islam. 
In Staaten mit einer muslimischen Mehrheit als integrie- 
rendes Element - in der „westlichen“ Welt als beliebiges 
Bedrohungsszenario. Erfahrungen mit diesem Feindbild 
gibt es in Europa reichlich. Die Geschichte reicht von der 
Reconquista, die immerhin vom 8. bis zum Ende des 15. 
Jahrhunderts dauerte (also ca. 800 Jahre), über die „be- 
waffneten Wallfahrten nach Jerusalem“ vom 11. bis ins 
13. Jahrhundert oder die „Türkenkriege“ ab dem 16. Jahr- 
hundert. Die Begeisterung der Romantiker des 19. Jahr- 
hunderts scheint dem militärischen Weltbild entgegenzu- 
stehen. Das Bild des Orients ist jedoch ein reines 
Konstukt und entsprang der militärischen und ökonomi- 
schen Überlegenheit des Westens. So fiel es so windi- 
gen Figuren wie Samuel P. Huntington oder Bassam Tibi 
nicht schwer, die Feindbildlücke nach dem Zusammen- 
bruch des Ostblocks, mit der nicht ganz taufrischen 
These des „Kampf der Kulturen“ zu füllen. Die sehr 
zweckdienliche, tiefverankerte Fremdenfeindlichkeit in 
der Gesellschaft mußte nicht erst wachgerüttelt werden. 
Dieses Feindbild ist ja auch - und hier unterscheiden 
sich gutfunktionierende von eher ungeeigneten - für fast 
jedes gesellschaftliche Problem benutzbar. Einige Bei- 
spiele sind Arbeit, Rüstung, gesellschaftliche Konflikte. 
So nehmen „Türken“ Arbeitsplätze weg, versuchen Sad- 
dams oder Gaddafis die Weltherrschaft zu erobern und 
bedroht die „Asylantenschwemme“ die deutsche Kultur. 
Und dies ist nur ein kleiner Ausschnitt aus der Liste der 


Bedrohungsszenarien. 


Das Bildungsdefizit 


Viele, die sich dem kritischen Teil der Gesellschaft zurech- 
nen, sehen das Problem in der Ahnungslosigkeit der Be- 
völkerung. Keiner wisse, was Islam eigentlich sei und be- 
deute. Es scheint also ein pädagogisches Problem zu sein. 
Die Konsequenz daraus: Aufklärung tut Not. 

Als Aufklärer verstehen sich zwar auch die Feindbildapo- 
logeten - sie sind hier aber eher nebensächlich, zu offen- 
sichtlich ist ihre militärhaushaltsdienende Rhetorik. Ihre 
Parallelen zu vielen wohlmeinenden Aufklärern sind den- 
noch groß. Gehen sie doch ebenfalls davon aus, der Auf- 
klärungsbedarf läge in einer falschen Wahrnehmung des 
Islam. 

Eines stimmt: Mit Wahrnehmung hat es sicherlich zu tun. 
Doch dann ist schon der Scheidepunkt erreicht. Es ist 
die Sichtweise „des Islam“ als monolithische Angelegen- 
heit. Diese Pauschalisierung entspringt dem gleichen An- 
trieb, der auch das Feindbild „Islam“ produziert. Es hilft 
wenig zu versuchen, dieses Bild mit Positiverem zu fül- 
len, als dem fundamentalistischen, fanatischen, frauen- 


‚es Ist eINe anDeRe KULtUR 


feindlichen „Muselmanen“. An seine Stelle tritt dann das 
nicht minder rassistische Bild des Iyrischen, poetischen, 
exotischen, Orientalen. Gemeinsam ist beiden Bildern 
die selektive, vorurteilsbeladene Wahrnehmung, ob nun 
bedrohlich oder als Projektion emotionaler Wünsche. 
Eine so betrachtete „islamische Welt“ ist zwar keine zu- 
fällige, aber eine in ihrer Realität völlig gleichgültige Pro- 
jektionsfläche. Eine Erörterung gesellschaftlicher Strö- 
mungen, religiöser Inhalte oder kontroverser Diskurse 
geht in diesem Zusammenhang aber genauso am Kern vor- 
bei, da sie die Urmotivation für dieses Konstrukt ignoriert: 
- Es sollen Wesensunterschiede festgehalten und veran- 
kert werden, der Muslim als der grundsätzlich Andere. 


Die andere Kultur 


Zur Zeit wird dies nicht mit dem Terminus Rasse belegt. 
Die neue Sprachregelung nutzt „Kultur“ - das macht sich 
besser, leistet aber Ähnliches. „Andere Kultur“ fungiert 
inzwischen als Flaggschiff des rassistischen Diskurses. 
Der Ausdruck ist eingängig, da er vordergründig nicht ab- 
wertend, hierarchisierend erscheint. Er nutzt eine tief po- 
sitiv etablierte Ausdrucksweise - wer kann schon etwas 
gegen Kultur einwenden. Die Feststellung von Rassen ist 
per se allerdings auch nicht wertend, bei Hunden genießt 
sie nach wie vor eine große, akzeptierte Beliebtheit. Die 
entsprechenden Rassentheorien füllen diesen Begriff und 
verhelfen ihm zu seiner mordenden Konsequenz. Die Ge- 
fahr, die der Kulturbegriff enthält, ist ähnlich und bei der 
Abgrenzung zur „islamischen“ Kultur erkennbar. Er dient 
- wie der Rassebegriff - zur Konstruktion einer real nicht 
vorhandenen Gemeinsamkeit und Abgrenzung. Aufgrund 
Ihrer Kultur sind entsprechende Regionen arm, wirtschaft- 
lich schwach usw. Aufgrund ihrer überlegenen Kultur an- 
dere erfolgreich. Ganz nach dem Hegelschen Idealismus, 
bei dem das Bewußtsein das Sein bestimmt. Dies ist 
eine Grundlage des kapitalistischen Mythos. Die Karriere 
vom Schuhputzer zum Millionär macht derjenige, der wil- 
lens und fähig ist. Der Kanzler Kohl betete es regelmäßig 
wörtlich vor, bei Schröder wird’s ein wenig sozialdemo- 
kratisch gefiltert. Diese Sichtweise müßte eigentlich atem- 
los machen, bedeutet sie z.B. auch: Wegen mangelndem 
Bewußtsein ist ein Großteil der Menschheit total ver- 
armt. Wegen hervorragenden Bewußtseins ist ein kleiner 
Teil reich. Wegen mangelnden Bewußtseins sind die einen 
arbeitslos. Wegen hervorragenden Bewußtseins erben 
andere Millionen. Das Gegenteil macht Sinn: Die gesell- 
schaftliche Grundlage, die ökonomischen Verhältnisse 
bestimmen den Überbau. Die europäische Kultur sah vor 
dem Aufstieg des Bürgertums komplett anders aus. Die 
industrielle Revolution veränderte die gesellschaftlichen 


Verhältnisse grundlegend und mit ihr änderte sich die 
Kultur in allen Bereichen, ob nun Religion oder Kunst um 
nur zwei Beispiele zu nennen. 

Die Sichtweise von Kultur als etwas Gegebenes, Stati- 
sches, zwingendes und nicht als ein Ergebnis politischer 
ökonomischer Bedingungen ist gefährlich. Wie der Rasse 
begriff ist dieser Kulturbegriff jederzeit aggressiv nutzbar. 
Er liefert eine grundsätzliche Festlegung und Abgrenzung 
Das Identitätsstiftende, Grenzziehende ist der Sinn von 
Kultur. Die Konstruktion einer Gemeinschaft enthält je- 
doch immer auch die Gefahr der Ausgrenzung. Die Illu- 
sion, Kultur wäre eine harmlose unproblematische Ange- 
legenheit, ist weit verbreitet, Jeder kulturelle Bereich ist 
gesellschaftlich, hierarchisch durchdrungen, die jewei- 
ige Elite definiert die Kultur, Leicht zu erkennen ist dies 
beispielsweise in der Kunst, der Definition von Ästhetik. 
Dieser Bereich ist ein innergesellschaftlich wichtiges In- 
strument zur Markierung des Unterschieds, der Grenzzie- 
hung zwischen den Zugehörigen der Elite und der barbari- 
schen Masse. Kunst, Religion, etc. bilden als kulturelle 
Bestandteile von Gesellschaften die Identifizierungsvor- 
lagen zur Strukturierung der Differenz. Da sie leicht mit 
aggressiven Inhalten gefüllt werden können, werden sie 
auch aggressiv genutzt. „Der Islam“ ist ein Beispiel. 


Islam = Fundamentalismus 


Die Ursache für Gegenüberstellungen der Kategorie Islam 
-Westen oder für Gleichungen wie Islam = Fundamenta- 
lismus liegt weniger im mangelnden Kenntnisstand. Selbst- 
verständlich schadet es nie detailliertes Wissen zu erwer- 
ben. Doch das tatsächliche Problem löst ein detailliertes 
Wissen genausowenig, wie Urlaub an fernen Stränden 
antirassitische Haltungen hervorruft. Hier bedingt das 
eine gar nicht das andere. Detaillierte Kenntnisse führen 
lediglich zu anderen Argumentationssträngen, wenn die 
gleiche Grundhaltung dahintersteht. Z.B. sind in den Islam- 
wissenschaften zahlreiche Vertreter einer Entwicklungs- 
theorie zu finden, die islamische Gesellschaften dem 
Mittelalter zuordnen - mit umfangreicher detaillierter Ar- 
gumentation. Grundlage: Die islamische Zeitrechnung 
befindet sich im 14. Jahrhundert. Sie befinden sich damit 
in der Gesellschaft eines breiten Feldes von Entwicklungs- 
theorien, die Verarmung als Problem einer „Unter“ent- 
wicklung analysieren. Allen derartigen Theorien ist gemein- 
sam, daß sie den Mythos des guten Kapitalismus feiern. 
Sie sind Teil einer Herrschaftsideologie mit arrogantem 
Zivilisationsbegriff. Solche Theorien enthalten einen Fort- 
schrittsbegriff, der früher der Rechtfertigung der Koloni- 
sation diente und heute globalen Herrschaftsansprü- 
chen dient. Tobias Faßmeyer (ZAG) 


ZAG 34/00 


Mohammed Ben Abdallah wurde etwa 570 
n. Chr. in Mekka (Arabische Halbinsel) gebo- 
ren. Er war sehr religiös und verehrte den bei 
einigen arabischen Stämmen bekannten 
höchsten Gott „al-Iah“. Den Glauben an 


andere Götter, Geister und Dämonen lehnte 


ISLAMBILDER 


er ab. Mit 25 Jahren heiratete Mohammed 
die Kaufmannswitwe Hadija bint Huwaylid. 
Mohammed hatte die starken Empfindungen 
und Eindrücke als er etwa 40 ( 610 n. Chr.) 
war. Er glaubte als Warner und Prophet 
Gottes die Veranwortung dafür zu tragen, 
dem Volk die Offenbarung Gottes vorzutragen 
(arabisch qara’a, darum Qur’an, also Koran). 
Der Koran ist die heilige Schrift des Islams 
(aufgeteilt in 114 Suren) und enthält die 
Predigten Mohammeds. Der Islam ist eine 
monotheistische Religion. 

Unter dem Druck der mekkanischen Kauf- 
leute, die einem vielgestaltigen Polytheis- 
mus anhingen, mußten Mohammed und 
seine kleine Gemeinde im Dezember 622 
nach Medina auswandern (Hidschra). 

Das Jahr der Hidschra wurde das Jahr 1 der 
islamischen Zeitrechnung. Im Jahr 632 starb 
Mohammed in Medina ohne seine Nachfolge 
ausdrücklich geregelt zu haben. Inzwischen 


hatte sich der Islam über weite Teile der 


arabischen Halbinsel ausgedehnt und die 


Frage der Nachfolge führte zur Spaltung der 


Gemeinde (umma). Die Mehrheit (Sunniten) 


trat für eine Wahl ein. Eine starke Minderheit 


argumentierte, daß der Nachfolger aus dem 


Blut des Propheten sein müsse. Für sie 


kamen nur Mohammeds Schwiegersohn Ali 
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und dessen Söhne in Frage ( „Partei Alis“, 
arabisch „shi’at Ali, deshalb Schiiten). 
Innerhalb der Schia trennten sich 657 die 
Charidschiten ab, diese Gruppierung hält 
sich eng an den Koran und betrachtet andere 
Muslime als Ketzer. 

Die sunnitische Gruppierung ist die orthodoxe 
Hauptrichtung des Islam. Richtschnur sind 
Koran, Sunna (das Verhalten des Propheten) 
und die Hadithe (Aussprüche des Propheten 
die er kundgab, wenn er nicht den Koran 
verkündete). Im Laufe der Geschichte haben 
sich vier Rechtsschulen herausgebildet, 
diese sind die Hanbaliten, Hanifaliten, Mali- 
kiten und Schafiiten. Es kann durchaus mehr 
als eine Schule in einem Land vertreten sein. 
Die Zugehörigkeit zu der einen oder anderen 
ist für jeden Muslim nicht zufällig, er wird in 
sie hineingeboren. 

Schiiten erkennen nur die Nachkommen 
Mohammeds und Alis (4. Kalif) als Oberhaupt 
(Imam) an, ideale Vorsteher der islamischen 
Gemeinde. Auch in dieser Gruppierung 
bildeten sich verschiedene Richtungen, 

die sich insbesondere durch die Zahl der 
anerkannten Imame unterscheiden. 

Trotz dieser unterschiedlichen Strömungen 
gibt es die „fünf Säulen des Islams“ die von 
allen Muslimen anerkannt werden. Diese 
sind die Bekenntnisformel (Shahada), das 
Gebet (Ssalat), die Almosensteuer (Zakät), 
der Fastenmonat (Ramadan) und die Wall- 
fahrt nach Mekka (jeder Moslem soll, soweit 


es ihm materiell möglich ist, eine Pilgerfahrt 


nach Mekka unternehmen). 


MUSLIMISCHE 
UND 
IN DEUTSCHEN 


„SASTARBEITER" KAMEN - 


Gegenwärtig leben in der BRD ca. sieben Millionen Mi- 
granten und Migrantinnen. Von ihnen sind fast ein Drittel 
Musliminnen und Muslime. Die meisten kamen seit den 
sechziger Jahren als „Gastarbeiter‘ nach Deutschland. 
Doch obwohl sie längst ihren Lebensmittelpunkt in Duis- 
burg, Köln oder Berlin haben, ihre Kinder und Enkel sogar 
hier geboren und aufgewachsen sind, gelten sie weiter- 
hin als „Ausländer“. Heute werden die sechziger und 
siebziger Jahre sowohl von Deutschen wie von Türken 
manchmal zu einer Zeit der Harmonie und Toleranz ver- 
klärt. Ein Blick in alte Tageszeitungen und Zeitschriften 
sollte jedoch genügen, um dieses Erinnerungsbild zu kor- 
rigieren: Die Integrationsfähigkeit von MigrantInnen aus 
dem Mittelmeerraum wurde bereits mit Beginn der Anwer- 
bepolitik bezweifelt. Eine regelrechte Kampagne gegen 
die Arbeitsmigration formierte sich während der Rezes- 
>Jon im Jahre 1973. Sie richtete sich vor allem gegen 
Türken, die mit eigenmächtigen Streiks das deutsche 
Ordnungsgefüge durchbrachen. Unter dem Titel „Die Tür- 
ken kommen - rette sich, wer kann“ warnte Der Spiegel 
1973 vor einer Verslummung der „Gastarbeiter“-Wohn- 
viertel: „In immer größeren Schüben schwärmen sie von 
den Gestaden des Bosporus und aus dem Hochland von 
Anatolien“ in die Bundesrepublik. Städte wie Berlin, Mün- 
chen oder Frankfurt seien kaum noch in der Lage, diese 
„Invasion“ zu bewältigen. Durch fremdartige Küchenge- 
ruche werde die deutsche Wohnbevölkerung aus „Gast- 
arbeiter“-Vierteln vertrieben, und auch die „Ausländerkrimi- 
nalität“ mußte schon damals herhalten, um Stimmung zu 
machen: „Wenn gestochen wird, ist häufig ein Türke dabei“. 


Zwar wurden die Einwanderer aus der Türkei von Anfang 
an als besonders fremd und schwer integrierbar wahrge- 
nommen, dennoch widmete die ältere Medienberichter- 
Stattung ebenso wie die sozialwissenschaftliche Literatur 
der sechziger und siebziger Jahre ihrer Religion und Kultur 
bemerkenswert wenig Aufmerksamkeit. Der Islam bzw. 
eine islamisch orientierte Lebensweise wurde als Bestand- 
teil einer rückständigen, patriarchalischen Kultur betrach- 
tet, welche die muslimischen Migrantinnen nach einigen 
Lehrjahren in einer modernen Industriegesellschaft schon 
von selbst hinter sich lassen würden. Als sich der Islam 
mit den Aufständen gegen das Schahregime im Iran auf die 
politische Bühne des Weltgeschehens zurückmeldete, 
veränderte sich auch der Blick auf die in Westeuropa le- 
benden muslimischen Migrantinnen. Plötzlich sprach alle 
Welt von Mullahs und Ayatollahs, von Koran und Heiligem 


MIGRAaNteN 
MIGRANTINNEN 
INeDIeN 
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Krieg. Bilder von demonstrierenden Menschenmassen 
darunter immer wieder schwarz verschleierte Frauen % 
schreckten die Fernsehzuschauer. Irritiert stellte rn 
fest, daß sich allein in der BRD hunderttausende Musli- 
minnen niedergelassen hatten. Für diese selbst waren 
die Ereignisse im Iran Anlaß, sich mit dem Islam ausein- 
anderzusetzen und Sich auf eigene Werte und Lebensfor- 
men zu besinnen, was z.B. dazu führte, daß wieder mehr 
Frauen Kopftücher trugen. Von der deutschen Öffentlich- 
keit wurde diese Entwicklung mit Skepsis und Ablehnung 
registriert. Hätten sich die ersten MigrantInnen noch um 
Integration bemüht, sich westlich gekleidet und schüch- 
terne Emanzipationsversuche gemacht, schreibt Nina Gru- 
nenberg Anfang 1982 in Die Zeit, so seien mittlerweile 
alarmierend viele unter dem Diktat türkischer Paschas zum 
Kopftuch zurückgekehrt. Vorangetrieben durch „islamische 
Aktivisten“, gebe es einen verhängnisvollen Trend zur Ab- 
sonderung. Die Deutschen wiederum hätten sich über die 
fremde Kultur der türkischen „Gastarbeiter“ kaum Gedan- 
ken gemacht. „Da prallen Welten aufeinander, von deren 
Versöhnung oder gegenseitiger Integration zu reden. noch 
lange ein frommer Wunsch bleiben wird.“ | 


Anfang 1983 warnte Der Spiegel vor einer „galoppieren- 
den Islamisierung im Pütt“. Der zitierte Unmut deutscher 
Bergleute entzündete sich keineswegs an (tatsächlich 
oder vermeintlich) nicht miteinander vereinbarenden An- 
sichten in Glaubensfragen oder weltanschaulichen Grund- 
sätzen, sondern an banalen Alltäglichkeiten: „Wer keine 
Brieftauben züchtet und keinen Doppelwacholder trinkt“ 

stellte Der Spiegel fest, „bleibt in Wanne-Eickel ner 
Außenseiter. Samstagnachmittag auf Schalke sieht man 
sie natürlich auch nicht. Und nun lassen sie zum Gebet 
auch noch fünfmal am Tag den Bohrhammer fallen und 
weigern sich, mit den deutschen Kollegen nackt in die 
Waschkaue zu steigen.” Essensgewohnheiten, Vereins- 
zugehörigkeiten, Hobbies etc. werden hierzulande offen- 
bar kaum weniger streng normiert und kontrolliert als in 
der anatolischen Provinz. In anderen Milieus sind es statt 
Brieftauben, Fußball und Stammtisch dann eben Tennis- 
club und Vernissage, Surfen im Internet und Weinprobe 
beim Italiener. 

Hinter den Versuchen, soziale Konflikte und rassistische 
Diskriminierungen mit der Zahl, dem Aussehen und mit 
dem Verhalten der Zuwanderer zu erklären, steht eine 
ebenso haltlose wie populäre Theorie, nämlich die An- 
nahme. daß Menschen nur ein gewisses Quantum von 
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Fremdheit verarbeiten können. Bei Überforderung würden 
sie unweigerlich mit Ängsten und „Nazi-Reflexen’ reagie- 
ren. Heinz Kühn, erster Beauftragter der Bundesregierung 
für die Belange der Ausländer, verstieg sich aus dieser 
zu, zehn Prozent Ausländeranteil als Be- 
lastungsgrenze festzulegen, jenseits derer jedes Volk re- 
bellisch werde. Entsprechend weit gingen und gehen die 
Anpassungserwartungen an muslimische Zuwanderer. 


Der Fundamentalismus auf dem Marsch 
nach Europa? 


Mißtrauen, Fremdheit und Ablehnung bestimmen bis heute 
das Verhältnis zu den eingewanderten MuslimInnen. So 
ist es denn auch kein Wunder, daß der Islam nach wie vor 
als nichtdeutsche Religion gilt und eine entsprechend 
geringe Wertschätzung erfährt. Selbst zum Islam konver- 
tierte Deutsche erleben €S immer wieder, automatisch 
als „Ausländer“ angesehen und z.B. für Terroranschläge 
oder die Rechtsprechung in Saudi-Arabien verantwortlich 


u werden. Die Medien haben am Entstehen des 
und den Musliminnen maß- 


geblich mitgewirkt. In Berichten über islamische Länder 
dominieren Krieg und Gewalt, Demonstrationen und Ter- 
ror, Mißachtung von Demokratie und Menschenrechten 
sowie Frauenunterdrückun8. Seit dem Sturz des Schah- 
regimes fürchtet der Westen den Vormarsch der „Funda- 
mentalisten“. So heißt es einleitend in einer Spiegel-Re- 
portage über globale Trends ins nächste Jahrtausend 
zum „islamischen Fundamentalismus”: „Mit revolutionä- 
rer Energie mobilisiert der Islam, kämpferischste aller 
Weltreligionen, seine 1,2 Millionen Gläubigen. Unter dem 
Banner des Propheten bedrängen nahöstliche Fundamen- 
talisten nahöstliche Präsidenten und Monarchen. Sie 


gemacht z 
gängigen Bildes vom Islam 
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schüren Haß auf westliche Werte und sehen sich als Vor- 
kämpfer einer religiös begründeten Weltordnung. “ 

Dazu paßt, daß die Beschäftigung mit Programmen und 
Zielen islamistischer Bewegungen in der Regel oberfläch- 
lich bleibt und sich weitgehend in einer für deutsche Lese- 
rInnen kaum nachvollziehbaren Wiedergabe bedrohlich 
und/oder bizarr anmutender Äußerungen islamischer 
Geistlicher und Poitiker erschöpft. Aus dem Kontext ge- 
rissen und nicht selten tendenziös übersetzt, mutet deren 
Abwendung von westlichen Modellvorgaben in Gesell- 
schaft, Politik und Kultur irrational, ja absurd an. 
Hinsichtlich der Bedrohung Europas durch den „islami- 
schen Fundamentalismus“ stimmen Sensationspresse 
und seriöse Medien frappierent überein. Lautet beispiels- 
weise der Bild-Aufmacher am 9.1.1995 „Terror — Angst. 
Islam-Fanatiker planen blutige Attentate in Deutschland“, 
versucht sich die Illustrierte Tango 1995 mit einer Col- 
lage aus Bildern von Terror und Gewalt in der „islamischen 
Welt“ auf dem Titelblatt und der Schlagzeile „ISLAM - 
Fundamentalisten - GEFAHR für uns alle?“ Aufmerksam- 
keit zu erregen. Und Der Spiegel beschwört unter dem Ti- 
tel „Europa im Fadenkreuz“ eine anwachsende „grüne 
Gefahr“ herauf (Nr. 1/1995). Inspiriert von Samuel Hun- 
tingtons These vom Zusammenprall der Kulturen und Bas- 
sam Tibis ebenso populäre wie fragwürdige These, wonach 
der Islam essentiell von einem Weltherrschaftsanspruch 
durchdrungen ist, was ein friedliches, gleichberechtigtes 
Zusammenleben mit anderen Religionen und Kulturen 
unmöglich macht, malt Der Spiegel hier ein Schreckens- 
gemälde des militanten Islam aus, angesichts dessen 
man sich die Zeiten des kalten Krieges zurückzuwün- 
schen geneigt ist. 

Die TV-Sendung „Allahs Agenten am Rhein“, ausgestrahlt 
vom ZDF in der Reihe „Zündstoff“ am 27.10.1994, führte 
ahnungslosen deutschen Zuschauern ein Schreckens- 
szenario vor. wonach „islamisch-fundamentalistische” und 
terroristische Organisationen längst in der BRD ihr Unwe- 
sen treiben, teils sogar mit Billigung von Bundesregierung 
und BND. Zwar erweisen sich die präsentierten Fakten 


bei genauerer Analyse des Beitrages als dürftig und teil- 
weise eher kurios, so wenn Heimtücke und Gefährlichkeit 
einer dieser Organisationen damit „bewiesen“ werden 
soll, daß sie in großem Stil nach islamischen Ritus ge- 
schlachtete Fleisch-. und Wurstwaren vertreibt. Doch was 
die Recherche nicht hergibt, wird durch suggestive An- 
deutungen und nachgestellte Szenen aufgefüllt. 


Über Jahre und Jahrzehnte mit denselben Verdächtigun- 
gen ins Gerede gebracht zu werden, ohne die Möglichkeit 
einer effektiven Gegenwehr zu haben und auch bei Jour- 
nalistInnen, die ansonsten eine kritisch-distanzierte Hal- 
tung gegenüber Verfassungsschutzorganen wahren, kaum 
Unterstützung zu finden, bleibt für das Zugehörigkeitsge- 
fühl der MuslimInnen und damit für das Klima multikultu- 
rellen Zusammenlebens mit Sicherheit nicht folgenlos. 
Während christliche Parteien und Verbände, christliche 
Schulen und Sozialeinrichtungen in Westeuropa eine lange 
Tradition haben, trifft muslimische MigrantInnen, die hier- 
zulande politische Partizipation oder Mitsprache in sozia- 
len und kulturellen Angelegenheiten nicht als TürkInnen 
oder MigrantInnen fordern, sondern als Musliminnen, 
rasch das Verdikt, von ausländischen „Fundamentalisten“ 
verführt und ferngesteuert zu sein. Bedingt durch die im- 
mer noch starke Heimatorientierung vieler „Gastarbeiter“ 
und die zentrale geistliche wie geistige Bedeutung der Is- 
lamischen Ursprungsregion für alle MuslimiInnen, gibt eS 
natürlich starke Bindungen an die Türkei oder an arabi- 
sche Länder und ihre Institutionen. Sofern auf diese 
Weise versucht wird, politische Ziele oder sonstige Ideen 
zu importieren, die gegen das Grundgesetz verstößen, 
Sollte darauf m.E. nicht anders reagiert werden als auf 
entsprechende einheimische Bestrebungen und Denk- 
Muster. Doch wie die vielen heftigen Auseinandersetzun- 
gen um den Neubau von Moscheen zeigen, geht es keines- 
wegs um konkrete Vorwürfe dieser Art, wenn der Islam 
aus dem öffentlichen Raum fernzuhalten versucht wird. 
Große öffentliche Aufmerksamkeit fand beispielsweise 
der Neubau einer großen Moschee in Mannheim, gegen 
die sich zunächst vor allem die Bürger vehement zur Wehr 
setzten. Inzwischen ist sie fertiggestellt und entwickelt 
Sich allmählich zu einem Renomierobjekt. In Aachen und 
andernorts wurden MuslimiInnen jedoch gezwungen, ihre 
Baupläne aufzugeben. 


Der „Euro-Islam“ als Alternative? 


Dominiert einerseits die Überzeugung, der von den Mi- 
grantinnen mitgebrachte Islam bzw. der Islam, wie er in 
den islamischen Ländern praktiziert wird, sei mit den 
westlichen Wertvorstellungen und der europäischen Le- 
bensweise kaum vereinbar, widerspricht es andererseits 
dem westlichen Selbstverständnis als tolerant, frei und 
das Recht auf Religionsfreiheit achtend, musimischen 
Migrantinnen die Ausübung ihrer Religion zu untersagen. 
Der Ausweg aus diesem Dilemma wird in der Abgrenzung 
eines „guten Islam“ (säkular, prowestlich, mit unserer 
Lebensweise vereinbar) vom bösen, d.h. militanten und 
antiwestlichen „Fundamentalismus‘“ gesucht. In diesem 


Sinne warnt die Turkologin Irina Wießner in der Tageszei- 
tung vor der doppelten Staatsbürgerschaft, denn die mei- 
sten in Deutschland lebenden Türken seien „aufgrund 
islamischer Wertvorstellungen und Erziehung“ weder be- 
reit noch fähig, die deutsche Lebensart zu akzeptieren. 
Von ihrem Kollegen Franco Foraci wird Wießner eine ras- 
sistische Haltung vorgeworfen. Zumindest die „den Prin- 
zipien eines aufgeklärten, humanistisch orientierten 
‚Euro-Islam'“ zugeneigten Türken sollten nach seiner Auf- 
fassung als integrierbar akzeptiert werden. Tatsächlich will 
Foraci die Grenzmarkierungen jedoch nur etwas verset- 
zen, wenn er dafür plädiert, die guten, anpassungswilli- 
gen TürkInnen in unsere Gemeinschaft der aufgeklärten 
Demokraten aufzunehmen. 


Information und Meinungsbildung 
durch die Medien 


Während in den letzten Jahren einige bemerkenswerte 
Publikationen zum Thema „Islam in den Medien“ erschie- 
nen sind, gibt es kaum Forschungserkenntnisse über das 
Bild muslimischer Migrantinnen in Zeitungen, Zeitschrif- 
ten, Radio und Fernsehen. Meine Materialien zum The- 
menfeld Islam und Migration aus islamischen Ländern 
zeigen, daß die Berichterstattung überwiegend bei Proble- 
men und Konflikten ansetzt. Stark verschoben hat sich im 
Laufe der Zeit die Beschäftigung mit „handfesten“ The- 
men wie Ausländer- und Arbeitsrecht, Situation von „Gast- 
arbeitern“ in den Betrieben und ihre volkswirtschaftliche 
Bedeutung, Wohnungsmisere und Sprachprobleme hin zur 
Auseinandersetzung mit Fragen der Identität und Integra- 
tion, der kulturellen Differenzen und des weltweit erstar- 
kenden „Fundamentalismus“. Ob diese sachlich und fair 
ausgetragen wird, hängt unter anderem vom Informations- 
niveau der Beteiligten ab. Die Medien könnten (und soll- 
ten nach meiner Ansicht) dazu einen entscheidenen Bei- 
trag leisten. Tatsächlich ist jedoch der durchschnittliche 
Kenntnisstand, sowohl was den Islam als Religion betrifft, 
wie auch hinsichtlich der Lebensrealität von MuslimInnen 
in der BRD, in der regel dürftig. Selbst Personen, die als 
LehrerInnen, Sozialarbeiterinnen, Vorgesetzte und Kolle- 
gInnen usw. ständig von Berufs wegen mit MuslimInnen 
zu tun haben, äußern sich oft in einer Weise, als hätten 
sie ihr ganzes Wissen aus der Bild-Zeitung. Es erstaunt 
immer wieder, wie geringe Kenntnisse ausreichen, um in 
Zeitschriften oder im Fernsehen als Islam-Experte/Ex- 
pertin Anerkennung zu finden. 


Interessengeleitete Berichterstattung 


Von Vorurteilen und Inkompetenz einzelner Journalistin- 
nen abgesehen, liegen den Defiziten in der Medienbericht- 
erstattung jedoch bereits bestimmte strukturelle Vorga- 
ben zugrunde. 

Komplexe Sachverhalte lassen sich nun einmal nicht in 
2:35 Minuten oder auf einer Illustriertenseite darstellen. 
Anspruchsvolle. gut recherchierte und nicht auf Sensa- 
tionen schielende Beiträge haben allenfalls in Printmedien 


mit niedriger Auflage und im Fernsehen zu nachtschlafen- 
der Zeit eine Chance. 

Die Fixierung auf Interessen und Gewohnheiten deutscher 
KäuferInnen und Konsumentinnen blockiert weitgehend 
eine kritische Reflexion der hiesigen Integrationsnormen. 
Vor allem fehlt es aber auch an Berichten über das Alltags- 
leben von Musliminnen, ihre Vereine, Feste, ihre sozialen 
Aktivitäten, usw., und zwar aus ihrer eigenen Perspek- 
tive. Während z.B. die Lokalpresse über das Jubiläum 
des Kleingartenvereins, die Wahl des neuen Vostands ei- 
ner Partei oder Bürgerinitiative, den Ausflug des Alten- 
clubs etc. ausführlich berichtet, werden entsprechende 
Ereignisse im muslimischen Milieu selten zur Kenntnis 


genommen. 


Nach dem Motto „only bad news are good news“ richtet 
sich die Aufmerksamkeit der Medien primär auf Kriege, 
Katatrophen, Unfälle usw. So findet denn auch die islami- 
sche Welt vorwiegend über militärische Gewalt, soziale 
Unruhen, Terroranschläge usw. Beachtung. Kommentiert 
werden die Meldungen in der Regel aus der Perspektive 
westlicher Interessen: Ist unsere Versorgung mit billigem 
Erdöl gefährdet? Richten sich Proteste und Aufstände 
gegen verbündete Herrscher? Sind Flüchtlingsbewegun- 
gen nach Europa zu befürchten? Sobald die weitere Ver- 
fügungsmacht über das Öl garantiert ist, sobald die 
Demonstrationen niedergeschlagen sind und der „Fun- 
damentalismus“ wieder einmal unter Kontrolle gebracht 
gebracht zu sein scheint, erlischt das Interesse schlagar- 


“tig. Bis in die siebziger Jahre läßt sich zurückverfolgen, 


wie „der Islam“ in der öffentlichen Aufmerksamkeit in einer 
Art Wellenbewegung hochkommt und wieder verschwin- 
det, und zwar ohne daß die zahllosen Zeitungsartikel, 
Illustrierten- und Radioreportagen, TV-Dokumentationen 
und Talkshows nachhaltige Effekte auf das Informations- 
und Reflexionsniveau der Journalistinnen und Medien- 
konsumentinnen hinterlassen hätten. 

Vom Iran 1978/79 über den zweiten Golfkrieg 1991 und 
die Verleihung des Friedenspreises an Annemarie Schi 
mel 1995 werden „der Islam” und „die Muslime“ jeweils 
ganz neu entdeckt und zu erklären versucht. Das gilt 
ebenso für die muslimischen Migrantinnen in der BRD: 
„Sie sind Bergarbeiter, Müllmänner, Putzfrauen”, heißt 
es in einer Zeit-Reportage. „Deutsche Staatsburger sind 
sie nicht. Seit dreißig Jahren leben Türken unter uns — IN 
ihrer eigenen Welt. Erst seit ihre Häuser BIENEN, neh- 
men wir sie wahr.“ Dieser Artikel erschien Mitte 1993. 
Jetzt brennen die Häuser nicht mehr. Und damit ist auch 
das Interesse an den türkischen Nachbarn — SO es denn 
je über Sensationslust und voyeuristische Neugier hin- 
ausging — weitgehend wieder erloschen. 


Irmgard Pinn 


eitete Fassung eines Aufsat- 
k. Interventionen in aktuelle 
Ite-Holtey und Wi- 
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Wie ein Taifun schlug die Nachricht in Berlins Medienwald 
ein, als das Berliner Oberverwaltungsgericht der Klage 
der „Islamischen Föderation“ stattgab, künftig für musli- 
mische Schüler einen eigenen islamischen Religions- 
unterricht geben zu dürfen. 

Groß war nun das Wehgeschrei über vermutete perso- 
nelle Verquickungen der Föderation mit Anhängern der 
türkisch-fundamentalistischen „Milli Görüs“. Mit Recht 
verwies zum Beispiel der Türkische Bund auf die Tatsa- 
che. daß die Föderation nicht einmal berechtigt sei, für 
den sunnitischen Teil des Islam zu sprechen, geschweige 
denn für die muslimischen Minderheiten, wie zum Bei- 
spiel für die alevitischen Gruppen. 

Nur die Beantragung der Revision bewahrte die Senats- 
schulverwaltung bislang davor, sofort mit der Einrichtung 
eines Angebotes durch die „Islamische Föderation“ zu 
beginnen. Hektisch wurden in der Zeit nach dem Urteil, 
praktisch das ganze Jahr 1999, Modelle überlegt, wie 
man zumindest in Konkurrenz zur „Föderation für den 
Fall der abschließenden Niederlage vor Gericht ein eige- 
nes, staatliches Angebot „Islamkundeunterricht“ oder 
besser „Islamische Kulturkunde“ entwickeln und anbieten 
könnte. Nach Lage der Dinge dürfte ein solcher Unter- 
richt nur informierend und orientierend, jedoch bekennt- 
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nisfrei gestaltet werden, weil bekennender Unterricht 
den Religionsgemeinschaften vorbehalten bliebe. Immer- 
hin gibt es in Berlin ca. 75000 Schüler nichtdeutscher Her- 
Kunftssprache, davon sind zwischen 30- bis 40 000 
muslimischen Glaubens. 

Aufgrund der Berliner Tradition und Verfassungslage unter- 
scheidet sich das Land Berlin hinsichtlich des Religions- 
unterrichts (bislang) noch ganz erheblich von den Rege- 
lungen der meisten anderen Bundesländer: Während 
sonst der Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes den Reli- 
gionsunterricht als ordentliches Lehrfach in öffentlichen 
Schulen bestimmt, beruft sich Berlin auf den Artikel 141 
Grundgesetz, daß diese Regelung für diejenigen Länder 
außer Kraft setzt, in denen vor dem 1. Januar 1949 eine 
andere Regelung bestand - das waren Bremen und Ber- 
lin. Hier wurde dieser Unterricht außerhalb der Kontrolle 
der Schule, wohl aber in den Stundenplan integriert, in 
der Verantwortung der Kirchen ( und seit einiger Zeit als 
Lebenskundeunterricht des Humanistischen Verbandes 
Deutschland) organisiert. Das Berliner Schulgesetz be- 
stimmt in den 88 23 und 24 die Einzelheiten, die be- 
sonders hinsichtlich des Verfahrens, Schüler ohne Teil- 
nahme an diesen freiwilligen Angeboten in die Freizeit zu 
entlassen, auf heftige Kritik stoßen. 


Aus verständlichen Gründen streben die Kirchen seit ge- 
raumer Zeit eine Angleichung der Berliner Regelung an 
die der anderen Bundesländer an, einsehbar angesichts 
der Tatsache, daß nur noch jeder dritte Schüler vom Reli- 
gionsunterricht Gebrauch macht. Auch würde die staatli- 
che Finanzierung bei einem Wechsel des Verfahrens die 
aktuell leeren Kirchenkassen auffüllen, die Berliner GEW 
hat Gesamtkosten von zusätzlich 300 Mio. DM jährlich 
errechnet, wenn ein alternatives staatliches Angebot 
„Ethik/Philosophie“ mit einbezogen wird. 

Die Berliner CDU hat im Wahlkampf 1999 deutlich ge- 
macht, daß sie das Angebot einer „Fächergruppe“ (ev. 
oder kath. Religionsunterricht oder Lebenskunde oder 
Ethik/Philosophie oder...), das Kirchenmodell, vorbehalt- 
los unterstützt, die SPD lehnte es in den Koalitionsver- 
handlungen ab, es existiert also keine Vereinbarung dar- 
über. Allerdings erstaunte der amtierende Schulsenator 
Böger bei seinem Amtsantritt mit der Überlegung, even- 
tuell doch dem Kirchen-/ CDU-Vorschlag zu folgen, ohne 
allerdings etwas zur Finanzierung zu sagen. 

In diesem hochbrisanten Diskussionsstadium ist nun die 
Frage nach einem islamischen Religionsunterricht oder 
nach „Islamischer Kulturkunde“ zu betrachten. 
Kompliziert wird das ganze Feld noch durch die Regelun- 
gen mit den ehemaligen Gastarbeiterentsendeländern, 
namentlich der Türkischen Republik: Bundesweit geregelt 
ist das Recht für Schüler entsprechender Nationalität auf 
die Erteilung vom „Muttersprachlichen Ergänzungsunter- 
richt“, also Muttersprachenunterricht und Heimatkunde 
in der Regel im Umfang von fünf Stunden, der in Berlin in 
der Verantwortung der Konsulate erteilt wird. Angesichts 
gerade der Berliner Problematik von staatlich verantwor- 
tetem Religionsunterricht einigte man sich vor Jahren mit 
der Türkei auf die zusätzliche Erteilung einer islamisch- 
sunnitisch orientierten Moral-Religionslehre, wie sie auch 
in der Türkei üblich ist, mit zwei Wochenstunden. Dieses 
Angebot kann von türkischen Schülern freiwillig zusätz- 
lich zum Ergänzungsunterricht wahrgenommen werden. 
Allerdings machen insgesamt nur etwa ein Viertel aller 
türkischen Schüler vom sogenannten Konsulatsunterricht 
Gebrauch, sicher wenige kurdische Schüler und sicher- 
lich keine Aleviten bei der Morallehre. 

Unvermindert beachtlich, ohne daß statistisch gesicherte 
Zahlen vorliegen, ist auch die Teilnahme an den Nachmit- 
tagsangeboten der diversen Koranschulen der Moscheen- 
vereine, die bei aller Unterschiedlichkeit von traditionell 
bis fundamentalistisch kaum einen Beitrag zur besseren 
schulischen Situation der muslimischen Migrantenkinder 
leisten. Allein das rigide Auswendiglernen der Koransuren 
in arabischer Sprache vereinnahmt einen Zeitaufwand, 
der den schulischen Anforderungen damit entzogen wird. 
Die Situation der Migrantenkinder in Berlin ist mit einer 
schulischen Mißerfolgsquote von ca. 40% dramatisch ge- 
nug und stellt leider noch immer statistisch das Schluß- 
licht aller Bundesländer dar. 

Aus interkultureller Sicht, wie sie auf der Grundlage der 
Empfehlungen der Kultusministerkonferenz von 1996 
„Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule“ 
auch für Berlin verbindlich sind, ist eine intensive Ausein- 
andersetzung mit Unterschieden und Gemeinsamkeiten 


der Weltreligionen unerlässlich, selbstverständlich gilt das 
für die Beschäftigung mit dem Islam nicht nur für Muslime, 
sondern auch und besonders für Schüler deutscher Her- 
kunft im Sinne des Abbaus von Vorurteilen. 

Wie kann es weiter gehen? 

Momentan ist die zukünftige Stellung des Religionsunter- 
richts in der Diskussion. Gegen die Absicht von Senator 
Böger hat sich eine Initiative gegen Einführungen eines 
Wahlpflichtangebotes Religionsunterricht mit breiter Ver- 
tretung in Parteien- und Gewerkschaftskreisen sowie bei 


DER Staat sollte OHNe 
BeKeNNtNISZwang alle scHÜüLerR 
umfassenD ÜBER DIe 
weltReLigIONeN UND AUCH ÜBER 
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vielen gesellschaftlichen Gruppen gebildet. Das Verfas- 
sungsgerichtsurteil zum brandenburgischen LER (Lebens- 
kunde-Ethik-Religion)-Unterricht steht ebenso aus wie das 
Revisionsverfahren in Sachen „Islamische Föderation“. 
In Berlin existiert eine „Islamische Grundschule“ als an- 
erkannte Privatschule, deren unbestritten nichtfundamen- 
talistische Praxis für die Oberverwaltungsrichter ein gu- 
tes Argument für ihre Entscheidung abgab. 
Langfristig wird eine stärkere Information der vielen mus- 
limischen Schüler über die Grundzüge des Islam unerläß- 
lich sein, genauso wie für ihre nichtmuslimischen Mit- 
schüler. | 
Nach meiner persönlichen Vorstellung sollte der Staat in 
einem verbindlichen Fach (vergleichbar LER) die Möglich- 
keit haben, ohne Bekenntniszwang alle Schüler umtas: 
send über die Weltreligionen und auch über atheistische 
bzw. humanistisch orientierte Weltanschauungen zu in- 
formieren. Dabei sollten auch authentische VERHELET der 
Glaubensgemeinschaften in den Unterricht einbezogen 
werden. Dem Islam käme sowohl in seiner sunnitischen 
wie alevitisch-schiitischen Form angesichts der Vielzahl 
der Muslime in unserer Stadt eine zentrale Rolle zu. | 
Wer darüber hinaus bekennenden Religionsunterricht 
wünscht, könnte in der bisherigen Form - bei Einführung 
des o.g. Faches allerdings am Nachmittag - daran teil- 
nehmen. Was den Islamischen Religionsunterricht anbe- 
langt, auf den sich die unterschiedlichen u 
wohl kaum gemeinsam einigen würden, hätte der >ta 

ie repräsentative Vielfalt zu sichern. 
Eee des interkulturellen Unterrichts, auch wenn es 
kein verbindliches Orientierungsfach geben sollte. hätte 
„Islamische Kulturkunde” für alle Schüler ihren nn 
und sollte unabhängig vom Ausgang der laufenden. hoch- 
emotionalisierten Diskussionen solide Bee! und 
didaktisch vorbereitet werden. Das Berliner Institut für 
Lehrerfort- und -weiterbildung und Schulentwicklung (BIL) 


| dazu seinen Beitrag. | 
—— Gerhard Weil 
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ADA e.V. wurde 1987 gegründet und richtet sich vorwie- 
gend an Menschen türkischer und kurdischer Herkunft. 
Es ist ein Treffpunkt zum Zusammensein, um sie betref- 
fende Fragen zu diskutieren und Handlungsmöglichkeiten 
zu bieten oder zu erarbeiten. Der Verein finanziert sich 
aus Spenden und Beiträge oder über Veranstaltungen. 
ADA ist das türkische Wort für Insel und bezieht sich auf 
ein Gedicht von Mahir Cayan. Die Insel ist eine Gesell- 
schaft, in der die Menschen ohne Ausbeutung und Diskri- 
minierung leben können und diese frei gestalten können. 


ZAG: Die Mediendarstellung über Jugendliche mit isla- 
mischem Hintergrund ist besorgniserregend. Sie islami- 
siere sich immer mehr und falle damit in die Hände fun- 
damentalistischer Kreise. Dadurch würden sie auch 
immer radikaler und somit eine Gefahr für die hiesige 
Gesellschaft. 

Garip: Einerseits ist es eine Realität, daß sich Migrantin- 
nen, insbesondere die Jugendlichen, aufgrund der Aus- 
grenzung und des Rassismus, mit dem sie hier konfron- 
tiert werden. auf die von ihren Eltern stammenden Werte 
besinnen. Darauf aufbauend versuchen sie sich eine 
Identität zu erarbeiten. In dieser spielt auch die Religion 
eine wichtige Rolle. Meiner Ansicht nach spielt dabei die 
Ausgrenzung — der Rassismus - eine entscheidende 
Rolle. Sie ghettoisieren sich und wenden sich Werten wie 
eben auch der Religion zu. Es ist eine Selbstverständlich- 
keit. daß sie sich Identitäten suchen, in denen sie sich 


besser darstellen können. 


Ist dies eine neue Entwicklung? Ist dies anders als vor 
10-15 Jahren? 

Garip: Eine gravierende Veränderung sehe ich da nicht. 
Die Tendenz. sich der Religion zuzuwenden, ist und war 
permanent vorhanden. Die Ursache, eben die Ausgren- 
zung. die dies bewirkt, ist nicht neu und sie hält an. Der 
Eindruck. daß man hier unerwünscht ist, hat sich veran- 
kert und dies bewirkt die Tendenz, sich zurückzuziehen. 
Die islamischen Organisationen waren auch schon vor 


10 oder 20 Jahren relativ stark. Die Entwicklung der Isla- 
misierung ist auch davon abhängig, welchen Stand sie in 
der Türkei oder anderen Ländern hat. In der Türkei hat 
sie in den letzten 10 Jahren erheblich zugenommen. Die 
ehemalige Wohlfahrtspartei, heute die „Partei der Tu- 
gend“, war vor ein paar Jahren an der Regierung beteiligt. 
Daß dieser Einfluß in den letzten Jahrzehnten eine stär- 
kere Rolle spielte, liegt auch daran, daß die demokrati- 
sche und die revolutionäre Opposition niedergeschlagen, 
fundamentalistische Gruppen jedoch staatlich gefördert 
wurden. Nach dem Militärputsch 1980 wurde in der Tür- 
kei der Religionsunterricht zum Pflichtunterricht gemacht. 
Mittlerweile wird jedoch auch der Fundamentalismus vom 
Staat als Gefahr wahrgenommen und man versucht, ihn 
zu kontrollieren. 


Zur Zeit gibt es in der Türkei auch starke Auseinander- 
setzungen, inwiefern das Staatssystem weiter laizis- 
tisch bleibt. 

Garip: Dieser Konflikt -— Laizismus gegen Fundamenta- 
lismus - wird von Zeit zu Zeit so hochgeschaukelt, als 
wäre dies das einzige Problem. Aber es ist nicht so. Die- 
jJenigen, die die Fundamentalisten jetzt verdammen, sind 
auch diejenigen, die sie gefördert haben. Die türkischen 
Sozialdemokraten, die zur Zeit sehr offensiv laizistische 
Standpunkte vertreten, waren auch diejenigen, die mit 
den Fundamentalisten in der BRD für eine Zusammenar- 
beit eingetreten sind. Sie hatten Bündnisse, zZ. B. gegen 
das neue Ausländergesetz. Das Militär, das sich immer 
sehr kemalistisch, also laizistisch darstellt, förderte reli- 
giöse Gruppen, um erstmal die Linken loszuwerden. Und 
5 der Großteil der Bevölkerung religiös ist, kann man 
Ihn so immer noch besser kontrollieren. Eine linke Oppo- 


Sition stellt in den Augen des Militärs eine viel größere 
Gefahr dar. 


Gibt es auch religiöse Gruppen, die nicht gleich funda- 
mentalistisch sind. 

Haydar: Natürlich! Zum Beispiel in der ANAP (Mutterlands- 
partei) gab es vier Strömungen, die sich zur Wahl verbün- 
det haben. Eine war stark islamisch. Es gibt auch liberale 
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islamische Strömungen. Bei Wahlen stellen sie allerdings 
den Islam in den Vordergrund, auch wenn sie eigentlich 
kapitalistische Politik machen. Sie wissen, daß die Be- 
völkerung mehrheitlich islamisch ist. Wenn sie an die Re- 
gierung kommen, dann machen sie kapitalistische Wirt- 
schaftspolitik. 

Aber nun wird der Islam politisiert und dient zur Macht- 
übernahme auf Staatsebene, sowohl wirtschaftlich als 
auch kulturell. 


Wie stark ist dieser Einfluß in Deutschland? 

Haydar: Die Jugendlichen werden durch die familiären 
Verhältnisse dazu gebracht sich mit dem Islam auseinan- 
derzusetzen. Ein Jugendlicher ist zunächst diesem Ein- 
fluß ausgesetzt, wenn der Vater täglich betet oder er sich 
fragt: Warum trägt meine Mutter ein Kopftuch? Dann fängt 
der Jugendliche an, sich damit intensiver zu beschäftigen. 
Ohne große Auseinandersetzung bekennen sich Jugend- 
liche dazu, gehen auch in die Koranschule oder treffen 
sich mit Gleichgesinnten. 

Aus einem religiösen Bekenntnis entsteht aber noch keine 
Gefahr für eine Gesellschaft. In den Medien wird dies nicht 
objektiv dargestellt. 

Es wird das Bild durch die Medien vermittelt: „Das Ghetto 
schlägt zurück“ und „die Jugendlichen machen alles ka- 
putt“. Ich denke, es gibt keine Gefahr einer starken islami- 
schen Bewegung in Deutschland. 


Garip: Ich denke auch, daß es keine solche Gefahr gibt, 
sondern daß hier eine Sichtweise verbreitet wird, die be- 
wußt rassistisch ist. ES gibt doch auch andere Religionen 
hier. Aber wenn Ausländer ihre Religion ausüben, wird dies 
als Gefahr dargestellt. Bspw. mit dem Religionsunterricht, 
der hier eingeführt werden soll. Sicherlich müssen alle reli- 
giösen Organisationen mit Vorsicht betrachtet werden, 
aber ich möchte dies nicht losgelöst vom Rassismus be- 
trachten. Wenn zum Beispiel in Duisburg von einem Mi- 
narett Gebete ausgerufen werden sollen, heißt es, daß 
es die Menschen dort stört, aber jeden Sonntag läuten 
die Kirchenglocken, die total nerven, das ist jedoch kein 
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Wenn man religiöse öffentliche Auftritte verhindern will, 
dann soll das für alle gelten. Ich bin dafür, daß sowohl Mi- 
narette als auch Kirchenglocken verboten werden. 

Oder ein anderes Beispiel: Als es darum ging, dafs eine 
Lehrerin in Baden-Württemberg mit Kopftuch unterrich- 
ten wollte, war das ein riesiger Skandal. Die Frau ist hier 
aufgewachsen, ist hier Lehrerin geworden, sie bekennt 
sich zum Islam. Soweit ich weiß, ist sie auch nicht funda- 
mentalistisch, aber sie will mit Kopftuch Lehrerin sein und 
das sollte doch eigentlich ganz normal sein. Die ganze Art 
und Weise, wie diskutiert wird, ist doch nichts anderes 
als Rassismus. Ich will das nicht unabhängig von Ras- 
sismus diskutieren — gerade in Deutschland. 


Gibt es heute eine stärkere gesellschaftliche Ausgren- 
zung mit dem Reflex einer stärkeren Zuwendung zum 
Islam oder zu irgendwelchen Nationalismen? 

Haydar: Eine deutliche Radikalisierung der Jugendlichen 
gibt es eigentlich nicht. Laut Statistiken gehen nur 30% 
der Jugendlichen in die Moschee und das auch nicht nur 
um zu beten. Heute geht man da hin, trinkt Cola oder Tee 
oder kuckt gemeinsam Galatasaray gegen Juventus Turin. 
Solche Dinge machen die Moscheen, um Jugendliche an- 
zuziehen. Unter einer Radikalisierung würde ich verste- 
hen. daß die Jugendlichen offensiv auf die Straße gehen. 
Das ist nicht der Fall. Das hängt natürlich auch damit zu- 


n. daß auch die Familien sie stoppen, zu Wohlver- 


samme 
er zu erhalten. In 


halten anhalten, um sich eine Zukunft hi 
den USA hingegen haben vor einem Jahr zwei Millionen 


Jugendliche unter der Parole „Islam auf der Straße de- 


monstriert. 
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Garip: Ein lautstarkes, Öffentliches Auftreten für den Islam 
findet im Moment nicht statt. Aber das liegt daran, daß 
sowohl die Fundamentalisten als auch die türkischen Na- 
tionalisten seit mehreren Jahren eine Strategie verfol- 
gen, moderat aufzutreten, um sich hier zu etablieren. Die 
Gesellschaft hier wird als guter Nährboden für ihren Zu- 
wachs angesehen. Wie der Islam wurde auch der Natio- 
nalismus in den letzten Jahren vom Staat gefördert. 
Auch die Grauen Wölfe treten im Gegensatz zu früher 
nicht mehr gewalttätig auf, sondern verfolgen die Strate- 
gie des Wolfes im Schafsfell. Sie organisieren sich hier 
auf verschiedensten Ebenen. Sie haben ihre Moscheen, 
Unterorganisationen, Frauenorganisationen, sie haben 
Fernsehkanäle, arbeiten in deutsch-türkischen Freund- 
schaftsvereinen, in Unternehmensvereinigungen, im Aus- 
länderbeirat, und sie versuchen, gute Kontakte zu für 
Ausländerpolitik Zuständigen zu pflegen. Eine Frauenor- 
sanisation der Fundamentalisten hat hier im letzten Jahr 
eine Million Mark Fördergelder bekommen. Sie stellen 
sich in keinster Weise gegen den deutschen Staat. Im 
Gegenteil, sie wollen sich hier etablieren. Als Gegenstra- 
tegie müßte man ihnen den Nährboden wegnehmen. Die 
Ausgrenzung, der Rassismus, die hohe Arbeitslosigkeit 
unter Ausländern usw. spielt da eine große Rolle. Dies 
bewirkt einen gewissen Haß gegenüber den Deutschen 
und ihren Werten. Der Islam ist nun einmal eine andere 
Religion, als das Christentum. Gerade da kommen die 
Fundamentalisten bei den traditionell konservativ einge- 
stellten Familienhäausern gut an. 


Die Hinwendung zum Islam, begründet in der hier erfah- 
renden Ausgrenzung ist also nichts Neues. Warum wird 
aber von den Medien in den letzten Jahren ein Bild ver- 
mittelt, als ob dies etwas Neues und eine Gefahr für un- 
sere Gesellschaft sei? 

Haydar: Hierbei spielt sicherlich eine Rolle, daß die Tur- 
kei eventuell in die EU aufgenommen werden soll. 


Garip: Es gibt Äußerungen in die Richtung, daß Länder 
mit anderen Werten in der Gemeinschaft nichts zu suchen 
haben. 


Haydar: Man sagt: Es gibt eine christliche Welt und eine 
islamische. Und die nicht entwickelten Länder haben zu- 
meist Islam als Religion. Und die Menschen, die in den 
armen Ländern leben, haben natürlich einen anderen Blick 
auf unsere Welt. Die, die uns ausbeuten, sind christlich. 
Das ist die christliche Welt, die für die Ausbeutung ver- 
antwortlich ist. Z.B. Indonesien: Hier benutzen die Stu- 
denten den Islam als Waffe gegen die USA, gegen den 
Imperialismus. Sie sagen, der Islam wird uns retten. 


Garip: Ein anderer Grund ist, daß nach der Auflösung der 
bipolaren Weltordnung neue Feinde benannt werden muß- 
ten, um die eigene Macht zu legitimieren. Bei der Türkei 
ist dies natürlich heikel. Die Türkei ist Mitglied in der Nato 
und auch sonst in die „westliche Welt“ eingebunden. 
Wenn allerdings die Türkei selbst den islamischen Fun- 
damentalismus als Gefahr ansieht und seit ca. zwei Jah- 
ren auch intensiver bekämpft, findet dies natürlich seine 
Reflexion in der hiesigen Medienlandschaft. 


Der Islam hat also auf der zwischenstaatlichen Ebene für 
beide Seiten Integrationseffekte. In islamischen Län- 
dern, um die Bevölkerung in der Konfrontation mit dem 
Westen zu mobilisieren und im Westen, um eine Ab- 
grenzung zu denen zu schaffen „die uns nicht gönnen, 
daß wir es gut haben“. Auf der innerstaatlichen Ebene 
bietet die Religion eine Identifikationsmöglichkeit für 
MigrantInnen, um die mangelnde Akzeptanz und den er- 
fahrenen Rassismus aufzufangen und sich ein Selbstbe- 
wußtsein zu verschaffen. Im Gegenzug wird sie jedoch 
dazu benutzt darzustellen, daß die Migrantinnen eine 
Gefahr sind und damit z.B. eine Ausgrenzungsgesetzge- 
bung zu begründen. 

Haydar: Hier muß die Kritik ansetzen. Wenn Migrantin- 
nen hier arbeiten, Steuern zahlen usw. ist dies okay, sie 
dürfen ihren Pflichten nachkommen. In gewissem Maße 
dürfen sie sogar ihre Moscheen haben und ihre Religion 
ausüben. Wenn sie sich jedoch für ihre Rechte einsetzen, 
wie z. B. Wahlrecht, dann ist das nicht in Ordnung. Sie 
dürfen nur ihre Pflichten erfüllen. Wenn es um ihre Rechte 
geht, ist das unerwünscht. 


Garip: Wenn man sich mit den Gesetzen arrangiert und 
sich wohlwollend verhält, wie bspw. die türkischen Unter- 
nehmerdachverbände, wird man akzeptiert. Sobald man 
sich jedoch als Migrant politisch äußert, wird man immer 
als Gefahr betrachtet. 

Jedoch wenn es um islamische Gruppen geht, werden 
sie auch von der eher linken Öffentlichkeit, ohne genau- 
ere Beleuchtung ihrer Hintergründe, als Gefahr wahrge- 
nommen. Deshalb plädiere ich immer dafür, genauer hin- 
zusehen, bevor man sich ein Urteil bildet. 


Interview: Tobias Faßmeyer, Markus Stilo (ZAG) 


TaUSENDUNDEIN 


RassSISINUS 


Es ist nicht zu diskutieren, was man sich unter Moham- 
medanern, heute Muslimen und unter Islam in den ver- 
gangenen Jahrhunderten bis heute vorstellt. Dahinter 
würde immer noch die Idee verborgen liegen, es gäbe et- 
was wissenschaftlich objektiv zu Verallgemeinerndes, 
was die Begriffe Islam und Muslime bezeichnen würden. 
Es ist eine Glaubensfrage, was der Islam ist. Zu ver- 
schiedenen Zeiten, abhängig von politischen, sozialen, 
ökonomischen und geographischen Bedingungen, wurde 
diese Frage unterschiedlich beantwortet. Ergebnis waren 
politische Bewegungen, die entgegengesetzte, sich wider- 
sprechendende Vorstellungen hatten, was Islam sei. Da- 
bei zweifelten die politischen Akteure nie, sich selbst als 
Muslime zu sehen, die dem wahren Glauben folgen wür- 
den. Auch wenn die eine Gruppe der Meinung war, Alko- 
hol und Drogen dienten dazu, näher an Gott zu sein und 
andere die Überzeugung hatten, gerade diese Genuss- 
mittel seien unter Strafe verboten. Durch den Zwang der 
Produktionsbedingungen, wie bei allen religiösen Bewe- 
gungen, setzten sich bis heute auch im Islam die diszipli- 
nierenden Bewegungen durch. Hinzu kam, dass die Orga- 
nisation des Marktes, übrigens schon ein zentraler 
Bestandteil islamisch-mittelalterlicher Städte, die neuzeit- 
lichen Staaten und ihre Eliten dazu veranlasste, Islam 
als Instrument des Machterhaltes im Sinne einer markt- 
kontrollierenden Ideologie zu nutzen. Ein bedeutsamer 
Aspekt des Machterhaltes war und ist bis heute die Un- 
erlässlichkeit, „den“ Islam zu definieren. Als goldenes 
Banner und leuchtendes Vorbild am besten für alle, oder 
zumindest doch die dem Staat einwohnenden Muslime, 


muss der Herrscher ihn propagieren. Kein noch so unbe- 
deutender Regionalherrscher kommt bis heute ohne diese 
Definitionsleistung aus, die Opposition übrigens auch 
nicht. Alle Staaten mit mehrheitlich muslimischen Ein- 
wohnern sind zudem kapitalistisch organisiert, wodurch 
der von der Herrschaft definierte Islam nach außen auch 
als ideologische Waffe im Konkurrenzkampf der Staaten, 
wie z.B. zwischen Saudi-Arabien und Iran, eingesetzt wird. 
Ein Vergleich mit der ideologischen Verwendung des Be- 
griffes der Demokratie für europäische Eliten bietet sich 
an. Islamische Ideologiekritik, so wie demokratische übri- 
gens auch, ist eine risikoreiche Angelegenheit. Derjenige, 
der sich darauf einlässt, findet sich schnell im Gefängnis 
oder im europäischen Asyl wieder. Wenn also die Defini- 
tion dessen, was Islam sei, immer mit Machtstrukturen 
zusammenhängt, existiert keine eindeutige Begriffsbe- 
stimmung des Islam aus dem Islam selbst (was nicht 
heißt, dass es nicht viele Muslime gibt, die einem genau 
auseinanderlegen, was man unter Islam zu verstehen 
habe. Auch hier sei es mir gestattet auf diejenigen zu 
verweisen, die das gleiche bezüglich des Begriffes der 
Demokratie unternehmen). In diesem Zusammenhang ist 
die Frage zu stellen, warum viele Menschen im Westen 
genau meinen zu wissen, was unter Islam zu verstehen 
sei. Dabei werden jedoch fast niemals die in den ver- 
schiedenen nahöstlichen Gesellschaften vorherrschen- 
den ökonomischen und politischen Bedingungen berück- 
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sichtigt. Dennoch verfügen die meisten Einwohner der 
westlichen Hemisphäre, also auch die Deutschen, über 
eine feste Definition, was man unter Muslimen und Is- 
lam versteht. Weder Taoismus noch Voodocult erzeugten 
und erzeugen ähnlich feste Definitionen. Eine Begründung 
könnte sein, das an der Definition dessen, was Islam 
sei, seit dem Mittelalter, zum Nutzen des Westens fort- 
geschrieben wird und Korrekturen nur gezwungenerma- 
ßen erfolgten. Diese Korrekturen wurden jedoch nie durch 
die Wahrnehmung der politischen oder gesellschaftlichen 
Realität in den islamischen Gesellschaften hervorgeru- 
fen, sondern blieben Ergebnis gesellschaftlicher Verän- 
derungen im Abendland bzw. im Westen selbst. 


Der Feind ist ausgemacht 


In der frühen Neuzeit benötigte man die mittelalterlichen 
Bilder von Mohamed, dem Begründer der Religion, als In- 
karnation des Antichristen, des Teufels u.ä. nicht mehr. 
Die Bedrohung des christlichen Abendlandes durch das 
weitaus fortschrittlichere und aufgeklärtere islamische 
Morgenland war abgewehrt, der Absolutismus als Herr- 
schaftsform etabliert. Daneben hatte man in den italieni- 
schen Stadtstaaten festgestellt, das der Handel mit den 
„Antichristen“ wesentlich einträglicher war als aufrei- 
bende Kreuzzüge. Europa war auf Expansionskurs, wobei 
die erfolgversprechenste Methode jedoch noch nicht 
ausgemacht war. Während Columbus für Spanien in Süd- 
amerika die inquisitorische Variante wählte, schufen sich 
die neuzeitlichen Phönizier in Venedig und Genua ihre 
Einflussregionen durch Handel und Kapital im Nahen 
Osten. Diese Art der Herrschaftssicherung wurde später 
von den Briten im großen Stil kopiert, weiterentwickelt 
und erfolgreich zur Etablierung des indischen Großrei- 


ches praktiziert. Nachdem die religiöse Überlegenheit 
des christlichen Abendlandes gegenüber dem islami- 
schen Morgenland ökonomisch und militärisch bewiesen 
war, begann man den Nahen Osten als exotische Anti- 
pode zu stilisieren. Das sog. Türkenspiel, ein frühe Form 
des politischen Theaters, das die Bevölkerung gegen die 
auf Wien vorrückenden Osmanen mobilisieren konnte, 
hatte ausgedient. Statt Diskriminierung rückte zunächst 
der gläubige Muslim als religionsverwandter Gläubiger 
ins Zentrum der Wahrnehmung. Bis heute ist die katholi- 
sche Kirche durch diese reduktionistische, positiv diskri- 
minierende Sichtweise geprägt. Während man in Europa 
die Säkularisierung, also die Trennung zwischen Staat und 
Religion, forcierte, begannen von der Kirche unabhän- 
gige Wissenschaftler, Schriftsteller und Künstler, sich 
mit dem Islam auseinander zu setzen. Dabei erschufen 
die Künstler und Wissenschaftler fern ab jeder nahöst- 
lichen Realität eine islamische Bilderwelt. Der Nahe 
Osten wurde als eine Vermischung von Religiösität, Exo- 
tik und Erotik charakterisiert. Bis heute sind dies die gül- 
tigen Parameter westlicher Wahrnehmung, deren „Ur- 
sprung“ in der Kultur und Religion des Islam gesehen 
werden. 


„Aufgeklärter“ Rassismus 


Die Übersetzung von 1001 Nacht bescherte den mit den 
menschenverachtenden Realitäten der merkantilen Wirt- 
schaft konfrontierten Intellektuellen im 18. Jahrhundert 
das Gegenbild eines heiteren, phantastischen, farbigen 
und märchenhaften Orient und einen literarischen Best- 
seller ersten Ranges. Deswegen fühlte sich jeder einiger- 
maßen bekannte Schriftsteller und Philosoph der Zeit 
verpflichtet, irgendwann einmal an der Verankerung des 
Orientbildes im Bürgertum mitzuwirken. Die Zahl der 
orientalisierenden Dramen ist rekordverdächtig, zwischen 
1710 und 1810 werden über 250 Theaterstücke orienta- 
lisch gewandet. Die sog. aufgeklärten Herrscher ließen 
sich Moscheen in ihren Parks errichten, nicht um zu be- 
ten, sondern um ein Zeichen ihrer Toleranz zu setzen. An- 
dere malten Haremsphantasien, die dem sexualfeind- 
lichen Pietismus eine andere Realität entgegenhalten 
sollten, und nebenbei die bis weit ins 20. Jahrhundert 
prägende Vorstellung der nahöstlichen Frau als Inbegriff 
der Lust prägten. Französische Soldaten schickten noch 
im 20. Jahrhundert während der Besetzung Algeriens 
Postkarten mit halbnackten Frauen nach Hause. Anders 
konnte man sich die algerisch-islamische Gesellschaft in 
Frankreich nicht vorstellen. Nahöstliche Realität existierte 
nicht. Diese Realität bekam der im Auftrag des Königs 
von Dänemark 1761 den „glücklichen Orient“ bereisende 
Carsten Niebuhr zu spüren. Er fand jedoch weder die so 
vorgestellte sexuelle Freizügigkeit noch eine Form beson- 
derer Freiheit. Die mehrjährige Expedition überlebten die 
meisten Mitglieder nicht. Die Romantiker schienen solche 
Tatsachen wenig zu stören. „Im Orient“, so beschieg 
Schlegel die literarischen Salons, „müssen wir das höch- 
ste Romantische suchen.“ Tausende von Rucksacktou- 
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risten und Bildungsreisenden der Gegenwart dürften bis 
heute davon inspiriert sein, wenn sie in den Nahen Osten 
reisen. Die Wirkung der romantischen Fantasien war im 
Zeitalter der totalen Verelendung der Massen in der zwei- 
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts bis zu Beginn des Er- 
sten Weltkrieges besonders stark. Sie waren das bürger- 
liche Gegenbild zur Realität, denn das emotional sensible 
Bürgertum wollte die Bilder der tagtäglich sichtbaren Ver- 
elendung nicht ertragen. National, zukunftsorientiert und 
sich elitär gebärdend, ganz dem okönomischen Liberalis- 
mus verplichtet, wollte man „nach den Wirren des Tages 
in erfreulicheren Dingen, als die Politik der Gegenwart bie- 
tet, Ruhe und Labung suchen“, wie es der Dichter Fried- 
rich Bodenstedt formulierte. Er avancierte, wohl weil er 
dieses Verlangen bediente, zu einem der meistgelesen- 
sten Autoren. Bis 1916 hatten „Die Lieder des Mirza 
Schaffy“ 164 Auflagen erfahren und mancher Offizier im 
Schützengraben starb mit einem der 262 tausend ver- 
kauften Exemplare in der Brusttasche den „romantisch- 
orientalisierten“ Heldentod. Das besondere der erstmals 
1850 aufgelegten orientalischen Dichtung Bodenstedts 
ist die Tatsache, das bis zu seinem Tod 1892 die literari- 
sche Öffentlichkeit der Überzeugung war, es handele sich 
um eine Übersetzung, und dies, obwohl Bodenstedt öf- 
fentlich versicherte, die Gedichte seien sein Werk. Immer 
wieder wurde der Islam vom Westen im eigenen Inter- 
esse neu definiert. In den fünfzigern des vergangenen 
Jahrhunderts avancierte der Schah von Persien zur Inkar- 
nation kleinbürgerlicher Orientvorstellungen. Die Zeitun- 
gen waren bis spät in die siebziger voll mit fantastischen 
Beschreibungen des persische Neujahrfestes. Dann tra- 
ten mit der iranischen Revolution die „Fundamentalisten“ 
in die Wahrnehmungswelt ein (die sog. Fundamentalis- 
ten gab es schon seit den zwanziger Jahren). Jetzt war je- 


der Muslim verdächtig, ein islamischer Fanatiker zu sein, 
der Tschador oder das Kopftuch wurden zu unverwech- 
selbaren Kennzeichen des Islam. Der Islam, das ist Kopf- 
tuch und Fundamentalismus, kein Alkohol und die totale 
Unterwerfung unter rituelle Religionspraktiken. So wie 
die Deutschen blauäugig und blondhaarig sind, sind Mus- 
lime gläubig und fanatisch. Nicht überraschend ist die 
Tatsache, dass sich diese Vorstellung zunehmend ver- 
festigte, als die europäischen Gesellschaften begannen, 
sich gegen die Einwanderung aus dem Süden abzuschot- 
ten. Aus dem netten türkischen Hilfsarbeiter mit seinen 
exotischen Festen war der arbeitsplatzkonkurrierende fa- 
natische Muslim geworden. Mit der Erfahrung der Jahr- 
hunderte wird auch dieses Bild des Islam wieder erzeugt, 
ohne die gesellschaftlichen Realitäten in den Ländern 
des Nahen Ostens und die Verantwortung des Westens 
zu reflektieren. In ihm wird jedoch nichts anderes festge- 
halten, als die eigene Überlegenheit. „Aufklärung“ über 
den Islam sei es, die fehle dem Westen, sagen nun viele. 
Fakt ist jedoch, dass sich in den vergangen Jahrhunder- 
ten Heerscharen von christlichen und säkularen Autoren 
darum bemüht haben, den Westlern den Islam zu erläu- 
tern. Aber da es den Islam, siehe oben, nicht gibt, bleiben 
die „Aufklärer“ jener Ideologie verhaftet, die eine grund- 
sätzliche qua Geburt oder Kultur definierte Verschieden- 
heit zwischen Muslimen und Westlern feststellt, zum ei- 
genen Nutzen, versteht sich. Qua Islam und Muslime lässt 
sich nicht nur weiter jeder Zusammenhang zwischen Im- 


und Kapitalismus leugnen, sondern auch der 


migration 
ohnende Rassismus als 


diesem Zusammenhang innew 
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eMANZIPpatIONSBEWEGUNGEN 


Im MagHReB 


Feminismus und Islam - auf einen er- 
sten, noch unreflektierten — west- 
lichen - Blick scheinen dies zwei ein- 
ander diametral entgegengesetzte, ja 
sogar sich gegenseitig ausschlie- 
ßende Größen zu sein. Jedoch darf 
eine allzu voreilig gefaßte Meinung 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
es auch in maghrebinischen Staaten 
äußerst engagierte feministische Grup- 
pierungen gibt, die sich mit unermüd- 
licher Kraft und Ausdauer für die 
Rechte der Frauen einsetzen. 

Für ein grundlegendes Verständnis 
frauenemanzipatorischer Bewegungen 
ist das Wissen um die eminente Rolle 
des Islams notwendig, da dessen In- 
stitutionen und Denkweisen die politi- 
schen, kulturellen und nationalen 
Rahmenbedingungen der Bemühun- 
gen entscheidend prägen. Hieraus re- 
sultierend müssen die feministischen 
Aktivitäten stets auch in ihrem spezifi- 
schen historischen Kontext unter- 
sucht werden, da nur auf diese Weise 
Besonderheiten der Entstehung und 
Entwicklung in ihrer Gesamtheit er- 
faßt werden können. Dies soll auch 
die folgende Betrachtung feministi- 
scher Bestrebungen in Marokko, Tu- 
nesien und Algerien bestimmen. 


MAROKKO 


Die Geburt der marokkanischen Frauenbewegung läßt 
sich entstehungsgeschichtlich in die Zeit der nationalen 
Befreiungskämpfe von der französischen Kolonialmacht 
einordnen. Die Nationalisten griffen dabei viele Ideen 
dieser Bewegung auf und führten sie mit ihren eigenen 
Zielen (u. a. Bekämpfung reaktionärer Denkweisen, Schaf- 
fung eines neuen Selbstbewußtseins bei der weiblichen 
Bevölkerung) zusammen. Während dieser Zeit entstanden 
auch die ersten Frauenverbände, die noch der nationalis- 
tischen Partei Istiglal, bzw. der Marokkanischen Kommu- 
nistischen Partei angegliedert waren. Diese Hoffnung er- 
weckende Blütezeit der Frauenbewegung fand nach dem 
Erreichen der Unabhängigkeit im Jahre 1956 ein jahes 


Ende; die Zahl der politisch aktiven Frauen verminderte 
sich in dem Maße, wie ihre männlichen Parteigenossen 
zunehmend die Führung jeglicher Aktivitäten übernahmen. 
Die seit 1964 massive Verstärkung der zentralen Staats- 
macht mit gleichzeitig einhergehender Repression aller 
demokratisch-liberalen Ideen tat ein Übriges. Es spricht 
nur für die Vitalität und Ausdauer der Frauenbewegung, 
daß sie angesichts dieser eminenten Schwierigkeiten 
nichtsdestotrotz fortbestand und mit der Stabilisierung 
der politischen Verhältnisse (seit dem Jahr 1974) wieder 
erstarkte. Seit dem Ende der achtziger Jahre nahm die 
Frauenbewegung einen eindeutig feministischen Charak- 
ter an; im Zentrum der Forderungen standen nunmehr u.a. 
die Revision der Verfassung unter dem Gesichtspunkt ei- 
ner tatsächlichen Gleichheit der Geschlechter und die 
Absicherung der politischen Rechte der Frauen. Am heuti- 
gen Zeitpunkt läßt sich ein stetiges Anwachsen haupt- 
sächlich der organisierten Frauenbewegung konstatie- 
ren, die sich insgesamt in drei große Gruppen einteilen 
lassen: 


1. Die offiziell anerkannten Frauenvereinigungen, die be- 
stimmte, das alltägliche Leben der marokkanischen 
Frauen betreffende Ziele verfolgen und zu diesem 
Zweck mit den staatlichen Behörden kooperieren. Das 
Hauptbetätigungsfeld dieser Gruppen liegt in Rabat 
und Casablanca, da diese großen Städte relativ auf- 
geschlossen gegenüber den Aktivistinnen sind. 

2. Die Frauensektionen innerhalb der politischen Par- 
teien, die sich größtenteils der Ziele ihrer jeweiligen 
Partei anschließen. 

3. Die Vereinigungen zum Schutz der Familie, die in ihren 
Bemühungen, die Lage von Familien zu verbessern, 
überwiegend ethische Absichten verfolgen. 


Die offensichtliche Disparität der Bewegung läßt somit auf 
ein breites Betätigungsfeld schließen, das jedoch nicht 
immer optimal erschlossen werden kann; so wird auch 
die marokkanische Frauenbewegung nur allzu oft mit den 
Schwierigkeiten konfrontiert, die die Revision einer patri- 
archalen, undemokratischen Gesellschaft in sich birgt. 

Abschließend bleibt noch zu vermerken, daß sich die 
Frauenbewegung trotz dieser Hindernisse kontinuierlich 
ausweitet und eine immer breitere Öffentlichkeit, auch 
im Ausland, erreichen kann. Sowohl in Marokko als auch 
in den Ländern Algerien und Tunesien bestimmen Frauen 
in traditioneller Tracht (hidjab) als auch die meist jüngere 
Generation in westlichem Outfit mit Jeans oder knappem 


Mini und in Plateauschuhe das Straßenbild. Dieses vor- 
dergründig „moderne“ Ambiente darf aber nicht als Ga- 
rant oder als Ausdruck irgendeiner - jedweder - Gesin- 
nung (miß-)verstanden werden. Es ist - und das besonders 
bei der Jugend - lediglich ein Zeichen von Gruppenzuge- 
hörigkeit. Und, was von Westlern nur zu gerne vorschnell 
falsch gedeutet wird, ist die Tatsache, daß sich unter ei- 
nem hidjab sowohl die traditionell denkende und nach 
diesem Muster agierende Frau verstecken kann, genau 
wie der Minirock mitnichten Ausdruck einer weltoffenen 
Geisteshaltung sein muß. Kleider machen zwar bekannt- 
lich Leute, verändern oder widerspiegeln - zumindest 
nicht zwingend - deren Gesinnung! 


ALGERIEN 


Auch die algerische Frauenbewegung muß unbedingt vor 
dem Hintergrund der nationalen Befreiungskämpfe gese- 
hen werden, an denen die Frauen schon von Beginn an iin 
außerst hohem Maß und mit beispielhaftem Mut betei- 
ligt waren. Die während des Krieges gehegten Hoffnun- 
gen wurden nach seinem Ende jedoch nicht erfüllt - im 
Gegenteil läßt sich die Entwicklung Algeriens seit 1962 
wie ein kontinuierliches Voranschreiten einer massiven 
Repression der Frauen begreifen. Zwar konstatierte die 
Verfassung von 1963, daß „alle Bürger beider Geschlech- 
ter gleiche Rechte und Pflichten haben“, doch ließ die tat- 
sächliche politische Entwicklung eine zunehmend feind- 


eMANZIPatıonNs- 
BEWEGUNGEN WERDEN 
aus westLIcCHeR 
SICHt NUR ZU oft 
ImmeR NOCH 
fenlgeneutet. 


selige Haltung gegenüber den Frauen erkennen. So konnte 
z.B. eine Revision des Familienrechts, die bereits seit 
1973 zur Diskussion stand, erst wieder 1979, nach dem 
Tod von Boumedienne, eingebracht werden. Als ein Mei- 
lenstein in der Entstehung und Entwicklung des algeri- 
schen Feminismus muß insbesondere das Jahr 1981 ge- 
wertet werden, als sich spontane Proteste gegen 
sexistische Maßnahmen der Grenzpolizei bildeten und 
zum ersten Mal in der Geschichte Algeriens das Demon- 
strationsverbot überschritten wurde. Doch mußte dieser 
vermeintliche Fortschritt mit dem 1984 verabschiedeten, 
beispiellos kontrovers diskutierten neuen Familienrecht 
eine herbe Niederlage erleiden, da nun die unumschränkte 
Herrschaft des Mannes über die Frau auch legal abgesi- 
chert war. Dieses Gesetz avancierte im folgenden zum 


grundlegenden Stein des Anstoßes der Frauenbewegung, 
die sich zahlenmäßig rasant vermehrte. Dem gegenüber 
stand, quasi auf der „anderen Seite“, die sich erhöhende 
Zahl der islamischen Integristinnen, woraufhin es zu of- 
fenen Kämpfen dieser beiden gesellschaftlichen Konzep- 
tionen kam, so dafs Demonstrationen der Feministinnen 
von solchen der militanten Islamistinnen konterkariert 
wurden. Dem feministischen Diskurs trat ein islamistischer 
entgegen, der die freiwillige Unterwerfung der Frau unter 
Gott — interessanterweise begleitet von durchaus eman- 
zipatorischen Bestrebungen gegenüber den Ehemännern, 
den Vätern und Brüdern (!) — thematisierte. Besonders 
deutlich offenbarte sich diese kom- 
plexe Situation, als 1991 sowohl Fe- 
ministinnen wie auch Islamistinnen 
im Golfkrieg den Irak unterstützten - 
natürlich aus je völlig unterschied- 
licher Motivation. 

Auch in den folgenden Jahren kämpf- 
ten die algerischen Feministinnen 
gegen die Unterdrückung durch das 
Patriarchat — angesichts der zuneh- 
menden Islamisierung und der dar- 
aus resultierenden männlichen Ge- 
walt eine in ihrer Dringlichkeit nicht 
zu unterschätzende Aufgabe, die 
allerdings vom allgegenwärtigen Vor- 
wurf des Verrats an der nationalen 
algerischen Identitätsbildung beglei- 
tet wurde. Auch heute noch läßt sich 
deutlich erkennen, wie sehr die alge- 
rischen Feministinnen bemüht sind, 
sich von westlichen Ideologien abzu- 
grenzen und eine Identitätsbildung 
vor dem eigenen nationalen Kontext 
anzustreben. Die Narben der 132-jäh- 
rigen Kolonisation durch die Franzo- 
sen haben sicherlich nicht unerheb- 
lich dazu beigetragen, daß das 
Suchen nach eigenständiger Authen- 
tizität hier besonders ausgeprägt ist. 
Dieses ständige Oszillieren zwischen 
zwei Polen muß als Spezifikum der 
algerischen Frauenbewegung beur- 
teilt werden, das folgerichtig die immanente Problematik 
der Vereinigung VON einander entgegengesetzten Zielen 
einschließt. 

Die zunehmende Öffnung der Bewegung und die damit 
einhergehende Orientierung an internationalen, übergrei- 
fenden Zielen weckt die Hoffnung, daß die algerischen 
Feministinnen diese internen Spannungen überwinden, 
um so ihre Kraft auf die dringlicheren Ziele lenken zu kön- 


n. Daß emanziparorische Bewegungen Spannungen 


ne 
d. So formuliert der algeri- 


erzeugen, liegt auf der Han 


sche Politologe Akli Kebaili : | 
Was wird aus den Frauen, die mehr Selbständigkeit ge- 


genüber ihren Eltern oder ihren Männern erreichen wol- 
len? Sie lehnen Polygamie ab und fordern Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau, die nicht in der islamischen - 
und in keiner anderen Offenbarungsreligion = zu finden 
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ist. Was soll man tun bei einer Konfrontation zwischen 
Frauen — die ihre Rechte einfordern - und deren konserva- 
tiven Familien, die die Frau als Menschen zweiter Klasse 
betrachten? Soll man diese Frauen unterstützen oder die 
Religion ihrer konservativen Eltern respektieren?“ 
Gerade in Algerien scheint es verwunderlich, wenn nicht 
unglaublich, daß die Frauen derartig von der Männerwelt 
unterdrückt werden, denn schließlich waren sie es, die 
den Befreiungskrieg in nicht unerheblichem Maße getra- 
gen haben. Sie waren es, die mutig im Untergrund gear- 
beitet haben - und noch heute überzeugen Schriftstelle- 
rinnen wie Assia Djebar oder Myriam Ben mit ihren 
äußerst bescheidenen Schilderungen von heldenhaften 
Einsätzen, ohne jeglichen Hang zum Stilisieren oder Dra- 
matisieren. 


TUNESIEN 


Die Emanzipationsbewegungen im benachbarten Tune- 
sien verliefen vergleichbar mit denen in Algerien und Ma- 
rokko. Nach der Unabhängigkeit (1956) bildeten sich 
auch hier in der Phase der ersten Euphorie Gruppierun- 
gen heraus, die für die Rechte der Frau eintraten. Seit 
1956 ist der Islam Staatsreligion, 98% der Bevölkerung 
gehören seiner sunnitischen Richtung an. Damit wurde 
die Emanzipationsbewegung unterminiert, wenngleich man 
vorgab, lediglich den von der Kolonialmacht aufoktroyier- 
ten Weg der Modernisierung zu bekämpfen. Der tunesi- 
sche Islamist Rached Ghannouchi formuliert das so: 
„Japan hat seine Traditionen, seine Kultur, seine Zivilisa- 
tion peinlich gewahrt und nimmt doch teil an der univer- 
sellen Entwicklung der Modernität. Israel hat eine tote 
Sprache wiederbelebt, sich eine Geschichte gegeben, 
die auf den Anfang aller Zeiten zurückführt, und hat sei- 
nen Platz in der Welt besetzen können. Warum sollen wir 
die einzigen sein, die nur durch die erzwungene Vermitt- 
lung von Descartes und Marx in den Genuß der Segnun- 
gen der Modernität kommen?” 

Ghannouchi hält die „ungleiche und perverse Beziehung 
zum Westen“ keineswegs für fatal - er fordert bloß einen 
„eigenen Weg: den, der durch unsere Religion, unsere 
Geschichte und unsere Zivilisation vorgezeichnet ist“. Auf- 
fallend freizügig imponierte Tunesien mit Kampagnen, die 
Tabuthemen aufgriffen (beispielsweise die großangelegte 
Plakat-Kampagne gegen Aids), was auf eine doch recht 
weltoffene Gesinnung schließen läßt. Und anders als im 
traditionell-kastendenkenden Marokko genießen die Tu- 
nesierinnen etwas mehr Freiheit. Mitverantwortlich hier- 


für ist sicherlich der florierende Tourismus, der in Tune- 
sien eine immense Bedeutung einnimmt und durch den 
sehr früh fremde Menschen - und damit fremde Gesin- 
nung — ins Land kamen (während beispielsweise in Alge- 
rien der Tourismussektor geradezu sträflich vernachläs- 
sigt wurde). 

Emanzipationsbewegungen - ob nun als Segen oder 
lästiger Aufstand bewertet - werden aus westlicher Sicht 
aber nur zu oft immer noch fehlgedeutet. Wie sehr in den 
Maghrebstaaten auch heute noch ein Matriarchat die 
Oberhand im Haus hat, d.h. daß der Mann zwar nach au- 
ßen hin repräsentiert und hier auch das Sagen hat (was 
sich schon optisch dadurch ausdrückt, daß die Frau auf 
der Straße einige Schritte hinter dem Mann zu gehen hat!), 
intern aber haben die Frauen letztendlich die Entschei- 
dungsgewalt inne. Und wenngleich die Verstoßung die 
Frauen entwürdigt und demütigt - ihnen bleibt oft nichts 
anderes als die Flucht in die Prostitution -, um so mächti- 
ger sind sie, nachdem der Mann sich erst einmal hat hin- 
reißen lassen sie zweimal zu verstoßen. Das dritte Mal 
wäre definitiv, das weiß er. 

Verstoßen zu werden bedeutet nämlich nicht nur, AauS 
dem Haus geworfen zu werden, es heißt auch, die Kinder 
zurückzulassen, für die die Frau aber auch nach der Ver- 
stoßung tagsüber noch sorgen muß. So bleibt ihr schon 
gar keine Zeit mehr, sich durch eine eigene Arbeit Geld 
zu verdienen und unabhängig zu werden. Hinzu kommt die 
soziale Ächtung, die die Frau gesellschaftlich total aus- 
grenzt. 


RESÜMEE 


Es muß konstatiert werden, daß die Frauen in den drei 
Maghrebstaaten äußerst couragiert um ihre Rechte kämp- 
fen, doch mußte die Emanzipationsbewegung unter dem 
Einfluß der Integristen arge Rückschläge verbuchen. Von 
daher sollten westliche Beobachter - insbesondere die 
Presse - auch geringste Erfolge anerkennen und hervor- 
heben. Von den Frauen - sowohl den westlichen als den 
muslimischen - kann mehr Verständnis für die je andere 
Situation abverlangt werden. Denn auch heute noch gei- 
stert das Bild von Polygamie und Patriarchalismus einer- 
seits und Sittenverfall und moralischer Verderbtheit an- 
dererseits - selbst als Stereotypen in der Literatur und 
im Journalismus - in vielen Köpfen herum. Die Frauen im 
Maghreb brauchen unsere Solidarität, unsere Sympathie 
und unsere Anerkennung unbedingt, um überhaupt Kraft 
für den tagtäglichen Kampf aufzubringen, wie uns immer 
wieder in Gesprächen versichert wurde. 


Donata Kinzelbach und Esther Kraus 


ısLam unD polıtık 


„Gegen die Herrschaft von Menschen kann man Wider- 
stand leisten, aber der Kampf gegen die Herrschaft 

der Theologen zieht, indem er als Ungehorsam 

und Häresie gegen die Herrschaft Gottes deklariert wird, 
den Vorwurf des Unglaubens, des Atheismus und der 
Ketzerei auf sich“. 


Arabische, iranische oder türkische DenkerlInnen, die mit 
übersetzten Büchern hierzulande populär geworden sind, 
beschränken sich im Wesentlichen auf solche, die zuvor 
den Angriffen, womöglich den Morddrohungen islamisti- 
scher Extremisten ausgesetzt waren. Bekanntestes Bei- 
spiel: Salman Rushdie, wer in Deutschland kannte diesen 
Schriftsteller, bevor die Satanischen Verse veröffentlicht 
wurden. In den europäischen Medien werden die Werke 
von DenkerInnen aus dem arabischen Sprachraum nicht 
aufgrund ihrer künstlerischen oder wissenschaftlichen 
Qualität bekannt, sondern werden ihre Inhalte als anti-is- 
lamisch oder anti-fundamentalistisch wahrgenommen. 
Nicht mehr von den eigentlichen Inhalten ist die Rede, 
sondern vom jeweiligen „Fall“. 

Auch Dr. Nasr Hamid Abu Zaid, geb. 1947, ist ein solcher 
„Fall“. Der Professor für rhetorische und islamische Stu- 
dien lehrte bis 1995 an der Universität Kairo, dann 
mußte er Ägypten verlassen. Über sein Schicksal berich- 
teten die internationalen Medien ausführlich: Vorwurf 
der Ketzerei, wüste Beschimpfungen in der ägyptischen 
Presse, ernstzunehmende Morddrohungen und zuletzt 
eine Zwangsscheidung. Aus diesem Blickwinkel heraus 
muß dieses Buch sicherlich enttäuschen, da der Wissen- 
schaftler sich mit der Analyse und Interpretation religiö- 
ser Texte beschäftigt. Der gläubige Moslem der von sich 
selber sagt: „ich verehre den Koran mehr als alle Ortho- 
doxen“, ist der aufklärerischen Strömung zuzuordnen. 

Im Mittelpunkt von Abu Zaids Kritik steht diejenige theo- 
logische Richtung, die man als sunnitisch-islamische Or- 
thodoxie bezeichnen könnte, eine Auslegung des Islam, 


welche menschliche Vernunft mißachtet und seit Jahr- - 


hunderten die Herrschaft der jeweiligen Regierenden 
theologisch rechtfertigt. Für ihn hat sich historisch eine 
religiöse Institution gebildet, die in den meisten Fällen 
der politischen Macht unterstellt ist. Bis zum 3. Jahrhun- 
dert nach der Hidschra (9. Jahrhundert n. Chr.) war die 
Interpretation die Angelegenheit aller Leute, nicht einzel- 
ner Gruppen oder der Theologen der staatlichen Macht. 
Durch Al-Ma’mum (dem Abbasiden-Kalif) gründete sich 
eine Schule, die ihre Dogmatik der Gesellschaft auf- 
zwang. In der Folgezeit mischte sich die staatliche Macht 
immer mehr ein und lenkte die Interpretation der Texte, 
um sie für ihre Ziele benutzen zu können. Vor allem aber 
weist Abu Zaid auf die Vielzahl und die Relativität mög- 
licher Interpretationen hin. Wer für seine Auslegung eine 
ultimative Gültigkeit beanspruche und anderen Interpre- 
tationen ihre Berechtigung abspreche, maße sich nicht 
nur ein Wissen an, über das Gott allein verfüge, sondern 
stehe auch im Widerspruch zu „Interpretationsplura- 


lismus“, der die islamische Geschichte geprägt habe. 
Damit verneint Abu Zaid jegliches „Interpretationsmono- 
pol“ der islamischen Orthodoxie. 

Er wirft den Theologen vor, den Koran aus dem Kontext 
seiner objektiven geschichtlichen Umstände zu reißen. 
Der Koran entstand innerhalb von 21 Jahren, die Verse 
wurden situationsbedingt offenbart und nicht gleich als 
Ganzes. Damit war von Anfang an eine direkte Beziehung 
zwischen Text und Wirklichkeit gegeben. Es gibt die Mög- 
lichkeit der Abrogation (Änderung von Urteilen) im Koran 
selbst. Diese Anforderung an die Realitäten fordert er 
auch für die heutige Interpretation des Koran. Ein Teil 
des Koran hat für ihn eine historische Bedeutung, das 
heißt, er redet die Zeit an, in derer offenbart wurde. Alle 
Texte, die zum Beispiel von der Sklaverei sprechen, sind 
zu historischen Zeugnissen geworden, da eine Sklaven- 
haltergesellschaft nicht mehr existiert und daher ihre Be- 
deutung nicht unverändert fortdauert. 

Über die „theologiegeschichtliche” Kritik hinaus hat Abu 
Zaid den zeitgenössischen religiösen Diskurs in Agypten 
_ vor allem den „Staatsislam“, der über die Medien im 
ganzen Land verbreitet wird — als in seinen Grundstruktu- 
ren extremistisch angeprangert. In seinen Augen konkur- 
riert der Staat durch die Menge der religiösen Pro- 
gramme mit den islamistischen Gruppierungen. Da 
werden z. B. die Nachrichten unterbrochen durch den Ruf 
zum Gebet. Der Staat möchte die islamischen GEURDIE- 
rungen an Religiosität überbieten. Er widersetzt sich nur 
ihrem politischen Verhalten, nicht ihrer programmatik. 
Dieses Buch setzt eine ganze Reihe Vorinformationen 
beim Lesen voraus. Es stellt aber auch sehr deutlich dar, 
daß es „den“ Islam nicht gibt. Für Fachinteressierte bie 
tet das Buch sicherlich viele neue Denkanstöße, da sich 
Abu Zaid ausführlich mit dem Koran und den traditionel- 
len Koranwissenschaften sowie der aktuellen Situation 
in Ägypten auseinandersetzt. Der Anmerkungsteil hätte 
etwas ausführlicher sein können, da doch bei vielen Le- 
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Für die meisten Menschen (...) ist der 
Begriff Rassismus nicht in erster Li- 
nie mit dem des Diskurses verbunden. 
| Näher liegende Assoziationen wären 
da Diskriminierung, Vorurteil, Sklave- 
rei oder Apartheid, oder andere Kon- 
zepte, die zur ethnischen oder „rassi- 
schen“ Dominanz und Ungleichheit 
in Beziehung stehen. (...) Und den- 
noch, auch wenn es beim Diskurs nur 
um „Wörter“ zu gehen scheint (...), 
spielen Texte und Gesprochenes doch 
eine entscheidende Rolle bei der Re- 
produktion des heutigen Rassismus. 

Dies trifft in besonderer Weise auf 
die schädlichsten Formen des heuti- 
gen Rassismus zu, nämliche auf den 
der Eliten. Politische und bürokratische 
Eliten, Eliten in Konzernen, Medien Bil- 
dung und Wissenschaft beherrschen 
die entscheidenden Dimensionen und 
Entscheidungen im alltäglichen Leben 
von Immigrantinnen und Minderheiten: 
Einreise, Aufenthalt, Arbeit, Wohnung, 
Bildung, Sozialwesen, Gesundheitsver- 
sorgung, Wissen, Information und Kul- 
tur. Sie tun dies überwiegend, indem 
sie reden und schreiben, z.B. in Kabi- 
nettssitzungen und Parlamentsdebat- 
ten, bei Einstellungsgesprächen, in 
Nachrichten, Werbung, Unterricht, 
Lehrbüchern, wissenschaftlichen Ar- 
tikeln, Filmen und Talk-Shows und an- 
deren Formen des Elitediskurses. 


Die symbolischen Eliten, also 

diejenigen, die wortwörtlich 

alles in der Gesellschaft 

‚zu sagen“ haben, sind mit 

ihren Institutionen und Organi- 

sationen Beispiele für Grup- 

pen, die an Machtmisshrauch 

30 und Dominanz beteiligt sind. 


Dies bedeutet, dass Diskurs -— wie 
andere soziale Verhaltensweisen, die 
sich gegen Minderheiten richten - zu- 
erst einmal eine Form der verbalen 
Diskriminierung sein kann. Der Elite- 


 diskurs kann somit eine wichtige eli- 


täre Form des Rassismus darstellen. 
Ähnlich findet auch die (Re)Produk- 
tion von ethnischen Vorurteilen, die 
solchen verbalen und anderen sozia- 
len Verhaltensweisen zugrunde liegen, 
größtenteils durch Texte, Reden und 
Kommunikation statt. Zusammenfa- 
send lässt sich daher sagen, dass 
der Diskurs - besonders in den heuti- 
gen Informationsgesellschaften - ein 
Herzstück des Rassismus darstellt. 
Dieser Artikel erklärt, wie das funk- 
tioniert und warum das so ist. 


Rassismus 

(...) Während Rassismus häufig auf 
rassistische Ideologie reduziert wird, 
wird er hier als ein komplexes gesell- 
schaftliches System ethnisch und 
„rassisch“ basierter Herrschaft und 
der daraus resultierenden Ungleich- 
heit gesehen. Das System des Ras- 
sismus besteht aus einem gesell- 
schaftlichen und einem kognitiven 
Subsystem. 

Das gesellschaftliche Subsystem um- 
fasst die sozialen Praktiken der Dis- 
kriminierung auf der lokalen (Mikro-) 
Ebene und die Beziehungen des 
Machtmissbrauches durch dominante 
Gruppen, Organisationen und Institu- 
tionen auf der globalen (Makro-) 
Ebene. 

Wie oben angedeutet, kann Diskurs 
eine einflussreiche Form der diskri- 
minierenden Praxis darstellen. Die 
symbolischen Eliten, also diejenigen, 
die wortwörtlich alles in der Gesell- 
schaft „zu sagen“ haben, sind mit 
ihren Institutionen und Organisationen 
Beispiele für Gruppen, die an Macht- 


missbrauch und Dominanz beteiligt 
sind. 

Ein zweites Subsystem des Rassis- 
mus ist kognitiv. Die diskriminieren- 
den Praktiken von Mitgliedern der do- 
minanten Gruppen und Institutionen 
bilden die sicht- und greifbare Form 
des alltäglichen Rassismus, sie be- 
ruhen aber auf einer mentalen Basis, 
die aus von Vorurteilen behafteten 
Modellen ethnischer Ereignisse und 
Interaktionen besteht, die ihre Wurzeln 
wiederum in rassistischen Vorurteilen 
und Ideologien haben. Dies bedeutet 
nicht, dass diskriminierende Praktiken 
immer intentional sind, sondern ledig- 
lich, dass sie negativ ausgerichtete, 
von der Gesellschaft geteilte, mentale 
Repräsentationen über Uns und Sie 
voraussetzen. Die meisten psycholo- 
gischen Studien zu „Vorurteilen“ be- 
schäftigen sich mit diesem Aspekt 
des Rassismus, selten jedoch in die- 
ser Form, d.h. mit Hinblick auf deren 
Rolle im gesellschaftlichen System 
des Rassismus. Vorurteile werden hin- 
gegen zumeist als eine Eigenschaft 
von Individuen erforscht. 

Der Diskurs spielt eine fundamentale 
Rolle im Hinblick auf diese kognitive 
Dimension des Rassismus. Ethnische 
Vorurteile und Ideologien sind nicht an- 
geboren und entwickeln sich auch nicht 
spontan in der ethnischen Interaktion. 
Sie werden erworben und gelernt, was 
üblicherweise durch Kommunikation 
geschieht, also durch gesprochene 
Sprache und Texte. Umgekehrt wer- 
den solche rassistischen mentalen 
Repräsentationen typischerweise in 
Diskursen ausgedrückt, formuliert, 
verteidigt und legitimiert und können 
so innerhalb der dominanten Gruppe 
reproduziert und ausgetauscht wer- 
den. Vor allem auf diese Weise wird 
Rassismus in der Gesellschaft „ge- 
lernt“. 


Diskurs z en 
(...) „Diskurs“ wird hier nur allgem 


als ein spezifisches kommunikatives 
Ereignis verstanden, und im einzelnen 
als eine geschriebene oder gespro- 
chene Form der verbalen Interaktion 
oder des Sprachgebrauchs- Manch- 
mal wird „Diskurs“ in einem gegnerl- 
scheren Sinn verwendet, um een 
Diskurstyp zu bezeichnen, also eine 
Sammlung von Diskursen oder eine 


Klasse von Diskursgenres, SO z.B. 
„medizinischer Diskurs”, „politischer 
h „rassisti- 


Diskurs“ oder gerade auC 
scher Diskurs”. 

Auch wenn der Begri | 
Weise gebraucht wird, verstehen wir 
unter Diskurs nicht eine Philosophie, 
Ideologie, soziale Bewegung oder ein 
soziales System, wie dies in Formu- 
lierungen wie „der Diskurs des Libe- 
ralismus“, oder „der Diskurs der Mo- 
derne“ der Fall ist - eS sei denn, wir 
beziehen uns ausdrücklich auf Samm- 
lungen von Gesprächen oder Texten. 


en 


ff oft in dieser 


Strukturelle Analyse 

Diskurse können unterschied 
Strukturen haben, die auf viele unter- 
schiedliche Weisen analysiert werden 
können, je nachdem, welchen gene- 
rellen Ansatz man verfolgt (linguis- 
tisch, pragmatisch, semiotisch, rheto- 
risch, interaktional, etc.) oder welche 
Genres man analysiert, seien es Ge- 
spräche, Nachrichten, Gedichte oder 
Werbung. Demnach können sowohl 
geschriebene/gedruckte Texte als 
auch gesprochene Sprache auf unter- 
schiedlichen Ebenen und unter Ein- 
beziehung verschiedener Dimensio- 
nen untersucht werden. Jeder dieser 
Aspekte kann direkt oder indirekt an 
der diskriminierenden Interaktion ge- 
genüber Mitgliedern von Minderhei- 
tengruppen oder an mit Vorurteilen 
behafteten Diskursen über Minderhei- 
ten beteiligt sein. (...) Mit den vielen 
subtilen Strukturen von Bedeutungen, 
Formen und Verhalten betont der ras- 
sistische Diskurs allgemein „Unsere 
guten Seiten“ und „Ihre schlechten 
Seiten“ und schwächt „Unsere schlech- 
ten Seiten“ und „Ihre guten Seiten“ 
ab, bzw. mildert sie ab oder versteckt 
sie. Dieser allgemeine „ideologische“ 
Rahmen ist nicht nur auf rassistische 
Dominanz anwendbar, sondern gene- 


liche 


rell auf alle Formen der Polarisierung 
zwischen „ingroup“ und „outgroup“ in 
sozialen Praktiken, Diskursen un 
Denken. 


Die kognitive Schnittstelle 
Eine angemessene Theorie des Ras- 
sismus ist nicht-reduktonistisch in 
dem Sinn, dass sie Rassismus nicht 
nur auf Ideologie oder „sichtbare“ For- 
men rassistischer Praktiken begrenzt. 
Das gleiche gilt für die Art und Weise, 
wie Diskurs an Rassismus beteiligt 
ist. Dies trifft besonders auf die „Be- 
deutungen“ von Diskurs und somit 
auf das, was wir glauben oder für wahr 
halten, d.h. für die Kognition. Dis- 
kurse sind nicht nur Formen der Inter- 
aktion oder soziale Praktiken, sondern 
drücken Meinungen aus und vermit- 
teln sie und können so das, was wir 
über Immigrantinnen oder Minderhei- 
ten glauben, beeinflussen. 

Wenn wir in detaillierter Form Diskurs- 
strukturen analysieren, geht es also 
nicht nur darum, die genauen Eigen- 
schaften eines bestimmten Typs dis- 
kriminierender sozialer Praktiken zu 
untersuchen, sondern besonders auch 
darum, tiefere Einsichten in die Art 
und Weise zu gewinnen, in der Dikurse 
unsere Gedanken ausdrücken und or- 
ganisieren. Es ist besonders diese 
Schnittstelle zwischen Diskurs und 
Kognition, die erklärt, wie ethnische 
Vorurteile und Ideologien in der Ge- 
sellschaft ausgedrückt, vermittelt, aus- 
getauscht und reproduziert werden. 
So kann beispielsweise ein im Passiv 
formulierter verschleiern, wer der ver- 
antwortliche Akteur ist. Eine spezifi- 
sche Art von Metapher (wie z.B. die 
der „Invasion von Flüchtlingen“) kann 
unsere negative Meinung, die wir über 
Andere haben, verstärken. Ein Euphe- 
mismus wie „ablehnende Haltung der 
Bevölkerung“ kann das negative 
Selbstimage abmildern, das ein Aus- 
druck wie „Rassismus“ suggerieren 
könnte. Auf diese und andere Weise 
können Diskursstrukturen so die SP®- 
zifischen mentalen Modelle, die wir 
über ethnische Ereignisse haben, be- 
einflussen, aber auch die allgemei- 
neren sozialen Repräsentationen (Ein- 
stellungen, Ideologien), die wir über 
uns selbst und Andere haben. Und 
wenn solche mentalen Repräsentatio- 
nen erst einmal in der Art, die der raS- 


sistische Diskurs intendiert, beein- 
flusst worden sind, dann können sie 
auch eingesetzt werden, um sich in 
anderen rassistischen Praktiken zu 
engagieren. So schließt sich der Kreis 
von Rassismus und dessen Repro- 
duktion. 


Der soziale Kontext: 

die Eliten 

... Die Eliten spielen eine besondere 
Rolle bei der Reproduktion des Ras- 
sismus. Dies hat nichts damit zu tun, 
dass sie allgemein rassistischer wären 
als Nicht-Eliten, sondern mit ihrem be- 
sonderen Zugang zu und der Kontrolle 
über die einflussreichsten Formen 
des öffentlichen Diskurses, nämlich 
dem der Massenmedien, der Politik, 
der Bildung, der Wissenschaft und 
der Bürokratien. Wir definieren diese 
Eliten daher weder im Hinblick auf 
ihre materiellen Ressourcen, die die 
Basis von Macht sind, wie etwa den 
Reichtum, noch lediglich über ihre 
Position der sozialen Führerschaft. 
Wir definieren sie im Sinne der sym- 
bolischen Ressourcen, die ein sym- 
bolisches „Kapital“ definieren und 
ganz besonders darüber, dass sie 
präferierten Zugang zum öffentlichen 
Diskurs haben. Wenn man Eliten auf 
diese Weise definiert, sind sie wort- 
wörtlich die Gruppen in der Gesell- 
schaft, die „am meisten zu sagen” 
haben und in Folge dessen auch prä- 
ferierten „Zugang zu den Köpfen“ ei- 
nes breiten Publikums haben. Als 
ideologische Führer der Gesellschaft 
etablieren sie gemeinsame Werte, 
Ziele und Anliegen; sie formulieren, 
was den „gesunden Menschenver- 
stand“ ausmacht und bestimmen den 
allgemeinen Konsens - sowohl als 
Individuen als auch als Führer der do- 
minanten Institutionen der Gesell- 
schaft. (...) 

Natürlich erklärt diese besondere 
Sicht auf die Rolle der Eliten für die 
Reproduktion von Rassismus, die auf 
dem einfachen Argument basiert, 
dass sie den öffentlichen Diskurs do- 
minieren, auch die Rolle von kleinen 
Elitegruppen für die nicht-dominan- 
ten Formen des Antirassismus. Wenn 
es allgemein zutrifft. dass führende 
Persönlichkeiten Verantwortung tragen 
und als gutes Beispiel dienen sollen. 


dann impliziert diese Schlussfolge- 
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rung auch, dass antirassistische Po- 
litik und entsprechende Veränderungen 
sich nicht so sehr auf die allgemeine 
Bevölkerung konzentrieren sollten, 
sondern gerade auf die, die von sich 
behaupten, sie hätten hier weniger 
Bedarf: die Eliten. Wenn sich die ein- 
flussreichsten Formen des Rassis- 
mus an der Spitze der Gesellschaft 
finden, dann sollten Veränderungen 
auch von dort ausgehen. (...) 


Der politische Diskurs: 
Parlamentsdebatten 

Zu den einflussreichen symbolischen 
Eliten der Gesellschaft, also zu denen, 
die einen besonders guten Zugang zu 
und Kontrolle über den öffentlichen 
Diskurs haben, gehören auch die Po- 
litikerlnnen. Führende Politiker haben 
oft schon vor den Massenmedien eine 
Definition der ethnischen Situation 
vorformuliert. Sowohl staatliche In- 
stitutionen wie die Einwanderungsbe- 
hörden und die Polizei als auch die 
durchführenden Behörden sind häu- 
fig die ersten, die zu den neuen Im- 
migrantInnen „sprechen“, aber auch 
über sie sprechen. Ein solcher Dis- 
kurs wird sehr schnell zum offiziellen 
Diskurs, was sowohl Bedeutung/In- 
halt als auch den Stil betrifft, und wird 
routinemäßig von den Medien über- 
nommen, die diese Agenturen und 
Institutionen abdecken und so die 


 dominanten Definitionen der ethni- 


schen Situation in der allgemeinen 
Bevölkerung verbreiten. Abhängig von 
den politischen Parteien und Kontex- 
ten können solche Diskurse wiede- 
rum stereotyp, mit Vorurteilen behaf- 
tet oder sogar rassistisch sein, oder 
aber auch tatsächlich eine abwei- 
chende, antirassistische Position, die 
auf Menschenrechten, Multikulturalis- 
mus und der Anerkennung von Unter- 
Schieden basiert, vertreten. 

Historisch gesehen gehörte der poli- 
tische Diskurs über Andere, ob es sich 
dabei um Minderheiten innerhalb des 
Landes oder Nicht-Europäer in Län- 
dern der Dritten Welt oder in den Ko- 
lonien handelte, zu den am offensten 
rassistischen Formen des Elitediskur- 
ses (Laurens, 1988). Zumindest bis 
zum Zweiten Weltkrieg war es üblich, 
dass führende PolitikerInnen über Men- 
schen afrikanischer und asiatischer 
Herkunft offen abschätzig sprachen 


und behaupteten, als Weiße und West- 
liche überlegen zu sein. Nicht zuletzt 
auf Grund des Holocausts und des 
Zweiten Welkrieges wurde der politi- 
sche Diskurs der Rechten nach und 
nach weniger offen rassistisch, der der 
Linken wurde antirassistischer. Diese 
Entwicklung sollte jedoch nicht als 
ein beständiger Fortschritt gesehen 
werden, denn in den 1990ern wurde 
der Diskurs über Flüchtlinge und Im- 
migrantinnen, der diese Gruppen pro- 
blematisiertt und stigmatisiert, von 
Neuem eröffnet - auch in den Par- 
teien der Mitte. 

Bei der Analyse der parlamentarischen 
Debatten über Minderheiten, Immigra- 
tion, Flüchtlinge und ethnische Fragen 
im allgemeinen zeigen sich viele Cha- 
rakteristika, die mit denen überein- 
stimmen, die sich auch in anderen 
Formen des Elitediskurses finden (van 
Dijk, 1993). Spezifisch für dieses 
Diskursgenre sind besonders Eigen- 
schaften des Kontextes: die politische 
Domäne, die Institution des Parla- 
ments, der überwiegend sozialpo- 
litische Akt der Gesetzgebung, die 
Teilnehmerlnnen in ihren vielen un- 
terschiedlichen Rollen (PolitikerInnen, 
Parteimitglieder, Abgeordnete, Reprä- 
sentanten, Mitglieder der Opposition 
etc.) und die einzelnen Handlungen, 
wie das Verteidigen von oder das Op- 
ponieren gegen einen Gesetzesvor- 
schlag, das Halten von Reden, das 
Kritisieren einer Regierung, das Atta- 
ckieren des Gegners und so weiter. 
Viele Teile der Parlamentsdebatten 
über Immigration und ethnische Fra- 
gen sind als eine Funktion dieser 
Kontextdimensionen organisiert. So 
sind populistische Redestrategien, in 
welchen der Wille der Leute auf der 
Straße beschworen wird, um z.B. die 
Immigration einzuschränken, eine 
Funktion der Position von Abgeordne- 
ten, die von Wählerstimmen abhän- 
gig sind, um im Amt zu bleiben oder 
der Parteilinie zu folgen haben. Posi- 
tionen zu ethnischer Politik, die im 
Parlament eingenommen und vertei- 
digt werden, sind demnach nicht in 
erster Linie persönliche Meinungen, 
sondern der Ausdruck von Einstellun- 
gen, die in einer Partei geteilt werden. 
Die gewählten Themen sind eine Funk- 
tion des gerade aktuell anstehenden 
Geschäfts der Gesetzgebung, wie bei- 
spielsweise der Behandlung eines 


Positionen zu ethnischer Politik, 
die im Parlament eingenommen 
und verteidigt werden, sind 
demnach nicht in erster Linie 
persönliche Meinungen, sondern 
der Ausdruck von Einstellungen, 
die in einer Partei geteilt werden. 


Immigrationsgesetzes oder der An- 
kunft von Flüchtlingen aus Bosnien 
oder dem Kosovo. 

Der politische Kontext definiert in ähn- 
licher Weise den Nationalismus, der 
in Debatten um Immigration und Min- 
derheiten durchsickert. Ähnlich wie 
auch in alltäglichen Gesprächen häu- 
fig Gegenerklärungen abgegeben wer- 
den, können auch Parlamentsreden 
mit langen Abschnitten der positiven 
Selbstdarstellung in Form einer na- 
tionalistischen Glorifizierung der „lan- 
gen Tradition der Toleranz’ oder von 
der „Gastfreundschaft gegenüber Un- 
terdrückten“ beginnen. Aber natürlich 
„können wir nicht alle reinlassen“, „ha- 
ben wir kein Geld“ etc. D.h. der Rest 
solcher Debatten ist oft sehr negativ, 
wenn es um die Charakterisierung der 
anderen oder die Legitimierung weite- 
rer Restriktionen im Bereich der Im- 
migration geht. Dies ist zumindest der 
dominante Tenor - denn hin und wie- 
der finden wir auch tolerantere, anti- 
rassistische, abweichende Stimmen, 
die sich auf Menschenrechte und uni- 
versale Prinzipien beziehen. 
Strukturell gesehen sind Parlaments- 
debatten organisierte Redesequen- 
zen von Sprechern der Regierung und 
der Opposition. Auf der Basis der ge- 
gebenen politischen Positionen und 
Rollen äußert sich jeder Sprecher „zu“ 
einem bestimmten Punkt, wie bei- 
spielsweise einem bestimmten ethni- 
schen Ereignis oder einem Gesetz, 
und argumentiert für oder gegen eine 
Reihe von Standpunkten, SO z.B. zu 
Aspekten ethnischer oder der Immi- 
grantenpolitik. Dies bedeutet, dass 
solche Debatten und ihre Reden über- 
wiegend argumentierend und rheto- 
risch sind. 

Was neben der o.g. wohlbekannten 
Rhetorik von Nationalismus, Populis- 
mus und Menschenrechten an den 
Parlamentsdebatten über Immigration 


am faszinierendsten ist, sind die ar- 
gumentativen Schritte, die z.B. zur 
Legitimierung einer Einschränkung der 
Immigration genutzt werden. Viele die- 
ser Argumentationsschritte sind zu 
Standardargumenten oder Topoi ge- 
worden, so z.B. die Bezugnahme auf 
unsere (des weißen Mannes) finan- 
zielle Belastung, die bedauernswerte 
Bezugnahme auf „Ärger“ im Land, 
die Notwendigkeit, auf die Wünsche 
der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen 
und so weiter. In ähnlicher Weise wer- 
den solche Argumentationen auch mit 
Fehlschlüssen unterschiedlichster Art 
angereichert. Eher Glaubwürdigkeit 
als Wahrheit wird hergestellt, indem 
auf bestätigte Quellen oder Meinungs- 
macher Bezug genommen wird, wie 
beispielsweise WissenschaftlerInnen 
oder die Kirche. 

Ausgewählte emotional effektive Bei- 
spiele werden benutzt, um entweder 
gegen oder für eine liberalere Einwan- 
derungsgesetzgebung zu argumentie- 
ren (Betrug seitens der Immigrantin- 
nen/Verweis auf folternde Regimes). 
Dabei wird in beiden Fällen dem Trug- 
schluß der Generalisierung auf Grund 
eines Einzelfalles nachgegeben. Auch 
bei der Auswahl von Argumentations- 
schritten ist die übergeordnete Stra- 
tegie die positive Selbstdarstellung 
und die negative Darstellung der an- 
deren. Die Anderen können in diesen 
Fällen nicht nur die Immigrantinnen 
sein, sondern auch jene Mitglieder 
von (Oppositions)Parteien, die deren 
Rechte verteidigen, oder umgekehrt 
die, die solche Rechte zu verletzen 
scheinen. 

Parlamentsdebatten sind Öffentlich, 
werden protokolliert und sind somit 
offiziell. Dies bedeutet, dass sowohl 
der Inhalt als auch der Stil streng kon- 
trolliert werden, was besonders für 
geschriebene Reden gilt. Die sponta- 
nen Debatten sind hingegen weniger 
formal, wobei dies allerdings zwischen 
den unterschiedlichen Ländern stark 
variiert; In Frankreich werden zum Teil 
hitzige Debatten geführt, mit häufigen 
Unterbrechungen, Zwischenrufen und 
vielen rhetorischen Stilen, während in 
den Niederlanden und Spanien Parla- 
mentsdebatten formal und höflich ge- 
führt werden. Dies schlägt sich ent- 
sprechend auch in den Inhalten und 
im Stil der Debatten über Minderhei- 


ten und Immigration nieder. 


Selbstkontrolle und die Tatsache, 
dass man im Öffentlichen Rampen- 
licht steht, verbieten zum Beispiel ex- 
plizite Formen der Abwertung oder 
eine Wortwahl, die offensichtlich ten- 
denziös ist. Dies bedeutet, dass ein 
solcher Diskurs selten besonders ras- 
sistisch scheint. Ganz im Gegenteil — 
es ist möglich, dass Toleranz und Ver- 
ständnis ausgiebig thematisiert wer- 
den. Dies kann allerdings auch eine 
Art Spielzug sein, eine Gegenerklä- 
rung, mit der negativere Themen ein- 
geleitet werden. Um eine Einschrän- 
kung der Immigration zu legitimieren, 
müssen die Sprecher ausbuchstabie- 
ren, warum ImmigrantInnen und Im- 
migration schlecht für UNS sind. So 
ein allgemeiner Standpunkt kann nur 
mit Hilfe der auf allen Ebenen des 
Diskurses angewendeten, generellen 
Strategie vermittelt werden, die an- 
deren negativ darzustellen. Deshalb 
finden wir auch im Parlament die Be- 
zugnahme auf Missbrauch, Drogen 
oder Kriminalität, wenn es um Immi- 
grantInnen geht. Außerdem werden 
kulturelle Unterschiede und Konflikte 
sowie die verheerenden Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt thematisiert. 


Ahschließende 
Bemerkungen 

(...) Derartige Strukturen finden sich 
in allen Genres des Elitediskurses. 
Sie werden aus ähnlichen mentalen 
Strukturen abgeleitet und sind auf die 
Konstruktion ähnlicher Strukturen hin 
ausgerichtet, d.h. auf den Aufbau ne- 
gativer Einstellungen und Ideologien 
über Minderheiten und Immigration. 
Da solche dominanten GruppenkKog- 
nitionen sowohl die Eliten als auch 
die allgemeinen Bevölkerung ZU ähn- 
lich negativen Diskursen und Sozia- 
len Praktiken anregen, können wir er- 
ahnen, wie Diskurs und besonders 
öffentliche Diskurse der Eliten ent- 
scheidend an der Reproduktion von 
Rassismus beteiligt sind. 
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Interkulturelle Beratung und Therapie 


Die SUCHBEWEGUNGEN kreisen um 
das Verhältnis zwischen Mehrheits- 
und Minderheitenangehörigen in pro- 
fessionellen Beziehungen im Bereich 
der Psychotherapie und der psycho- 
sozialen Beratung - eine Frage, die 
in der Bundesrepublik in kaum einem 
Berufsfeld thematisiert wird, obwohl 
sie wachsende Bedeutung hat. Man 
denke nur an Bereiche wie Justiz, 
Schule, Polizei etc. Die AutorInnen 
suchen nach Ansätzen für eine inter- 
kulturelle Beratung und Therapie, die 
es Professionellen erlaubt, für alle 


Wie kommen deutsche 


Therapuetinnen eigentlich auf die 
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Idee, Jüdinnen und Juden 
therapieren zu können, als wäre 
es etwas ganz Alltägliches? 
Wo gerade die alltägliche 
Begegnung mit Juden und 
Jüdinnen sie schon irritiert? 


KlientInnen ein kompetentes Gegen- 
über zu sein. Voraussetzung dafür ist 
ein Bewußtsein darüber, wer sich in 
einer Therapie bzw. psychosozialen 
Beratung begegnet. Im ersten Teil 
geht es daher um das Verhältnis zwi- 
schen Professionellen und Nutzerln- 
nen. Ann Phoenix analysiert, welche 
Rolle Ethnizität im Leben von Kindern 
und Jugendlichen spielt und wie sich 
dies später auf die Beziehung zwi- 
schen HelferIn und KlientIn auswir- 
ken kann. Sie betont, dass auch 
weiße Kinder „rassifiziert“ werden, 
meist ohne, dass ihnen das bewusst 
wäre. Denn das „Weiß-Sein“ wird in 
der Regel nicht thematisiert, son- 
dern stillschweigend als Norm gese- 
hen. Dadurch wird die privilegierte 
Position von „Weiß-Sein“ erhalten 
und zugleich verborgen, wie „Weiß- 
Sein“ in Machtbeziehungen implizit 
enthalten ist. (24) Werden derartige 
Beziehungen nicht anerkannt und be- 
arbeitet, wirken sie in die Therapie 


hinein — mit verheerenden Auswir- 
kungen für Minderheitenangehörige, 
die sich dann auch in der Beratungs- 
situation, in der Regel einer Krisensi- 
tuation, missverstanden, gedemütigt 
und schlecht behandelt sehen. So 
beschreibt Leah C. Czollek, wie deut- 
sche Therapeutinnen die unbewäl- 
tigte NS-Vergangenheit mit in die the- 
rapeutische Beziehung hineintrugen 
und ihr daher nicht helfen konnten, 
sondern sie „wahlweise wie ein Op- 
fer behandeln oder beschämen“. 
(42) Sie stellt die Frage: „Wie kom- 
men deutsche Therapuetinnen ei- 
gentlich auf die Idee, Jüdinnen und 
Juden therapieren zu können, als 
wäre es etwas ganz Alltägliches? Wo 
gerade die alltägliche Begegnung mit 
Juden und Jüdinnen sie Schon irri- 
tiert?“ (45) 

Während „Weiße“ von Natur aus uni- 
verselle therapeutische Kompeten- 
zen zu haben scheinen, gelten umge- 
kehrt Schwarze Professionelle als 
für Weiße nicht zuständig. Damit wird 
ihre Professionalität grundsätzlich in 
Frage gestellt. 

Der zweite Teil bietet eine kritische 
Auseinandersetzung mit dem Jetzt- 
Zustand. Elaine Pinderhuges be- 
schäftigt sich mit der Bedeutung von 
„Rasse“, Ethnizität und Macht für die 
klinische Arbeit. Zentral ist, dass 
psychosozial Tätige sich der Auswir- 
kungen gesellschaftlicher Machtay- 
namiken auf ihre KlientInnen bewußt 
sein müssen, die häufig selbst 
mMachtlose Rollen einnehmen und mit 
unterschiedlichem Verhalten darauf 
reagieren. Daran kann nichts verän- 
dert werden, wenn kein Verständnis 
für die bestehenden Machtstruktu- 
ren vorhanden ist und das Umfeld 
der Klientin nicht berücksichtigt wird. 
Wie unzureichend eine ausschließliche 
Konzentration auf die individuelle 
Ebene ist, wird in dem Interview deut- 
lich, das Sylvia Schulze mit Dietrich 
F. Koch von XENION, einer Psychothe- 
rapeutischen Beratungsstelle für po- 
litisch Verfolgte in Berlin, führte. So 
sind für die Erholung von einem durch 


Folter erlittenen Trauma Faktoren, 
wie beispielsweise die soziale Unter- 
stützung nach der Traumatisierung, 
genauso wichtig wie die Psychothera- 
pie. Was aber, wenn die bundesdeut- 
sche Gesellschaft dem Opfer nicht 
das Gefühl geben kann (oder will), 
dass er/sie nun außer Gefahr ist - sei 
es aufgrund von individuellem Rassis- 
mus oder aber von institutionellem, 
wie der deutschen Ausländer- und 
Asylpolitik? Dann sind Ansätze nötig, 
die normalerweise nicht zur Therapie 
gehören, so z.B. der Versuch, Akteu- 
rinnen in den entscheidenden Stel- 
len zu beeinflussen oder das Ange- 
bot von Fortbildungsveranstaltungen 
über Traumatisierung für Entscheider 
beim Bundesamt. 

Der letzte Teil möchte neue Impulse 
für eine interkulturelle Arbeit geben. 
„Zwischen Allmacht und Ohnmacht - 
Überlegungen zur psychosozialen Be- 
ratung mit weiblichen Flüchtlingen“ 
(Maria del Mar Castro Varela und Sil- 
via Vogelmann) beschäftigt sich mit 
der Frage, woran es liegt, dass die 
Frauen oft aus einer Beratung nicht 
gestärkt herausgehen, sondern eher 
noch weiter verunsichert werden. 
Häufig konzentriert sich die Beratung 
auf einen starken Ressourcenverlust 
bei den weiblichen Flüchtlingen. Da- 
durch werden bei den Professionellen 
entweder Gefühle der Allmacht oder 
aber von Hilflosigkeit, Kompetenzlosig- 
keit, Schuld und Scham ausgelöst. 
Dies verstärkt die Ohnmacht der 
Klientinnen. Abhängigkeitsverhältnisse 
entstehen oder werden stabilisiert. Eine 
Kooperation zwischen Professionellen 
und Klientinnen, in die die Fähigkeiten 
und Stärken der Betroffenen einfließen 
können, wird verhindert. Solchen Ver- 
haltensweisen stellen die Autorinnen 
eine interkulturelle Kompetenz ge- 
genüber, die Handiungskompetenz, 
Fachkompetenz, Metnodenkompetenz, 
Lernkompetenz und Sozialkompetenz 
vereint (243). Außerdem wünschen 
sich die Autorinnen Beraterinnen mit 
Utopiefähigkeit, die die gegebene Si- 
tuation nicht einfach als unveränder- 
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lich hinnehmen, sondern daran glau- 
ben, dass etwas geändert werden 
kann und auch etwas dafür tun. 

Anja Weiß analysiert, was weiße Deut- 
sche dazu motiviert, sich antirassis- 
tisch zu engagieren. Häufig werden 
moralisierende Begründungen gege- 
ben, die nicht zuletzt auf ein verkürz- 
tes Rassismusverständnis zurückzu- 
führen sind. Entsprechend ist auch 


antirassistisches Handeln oft zwar gut 
gemeint, aber unreflektiert und hat 
manchmal sogar den entgegengesetz- 
ten Effekt. Ihre Schlussfolgerung könn- 
te für Professionelle unterschiedlicher 
Berufsfelder wegweisend sein: „Letzt- 
lich ist es jedoch einfacher und ange- 
nehmer, sich pragmatisch und mit 
vielen verschiedenen Menschen über 
geeignete Formen interkultureller und 
antirassistischer psychosozialer Arbeit 
auseinanderzusetzen, als sich an einer 
scheinbar klaren moralischen Norm 
zu orientieren, die aufgesetzt bleibt 
und den eigenen Interessen nicht 
entspricht.“ 


Maria del Mar Castro Varela, Sylvia 
Schulze, Silvia Vogelmann, Anja Weiß 
(1998): Suchbewegungen. Interkulturelle 
Beratung und Therapie. Tübingen (dgut- 
Verlag) 
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7. Auflage 
aktualisiert und erweitert 


Fördertöpfe 
für Selbsthilfeprojekte 
und kleine Betriebe _: 
in Berlin und den neuen : 
Bundesländern 


Inhalt: Staatliche Förderung von 
Arbeitsplätzen 
NEU: Fördertöpfe der EU 


Was wird durch wen gefördert? 
Staatliche und private Geldtöpfe 


Praktische Hilfen bei der Antragstellung 
90 Seiten AA 
15 DM + 2 DM Porto 


Erhältlich bei: 


e.V. 

Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 
Tel. (030) 6913072 Fax 6913005 
e-Mail: Netzwerk-Berlin@t-online.de 

Infos: www. Netzwerk-Berlin.de 


Schicksal und Herrschaft ... 


‚.. heißt ein neuer lesenswerter Rea- 
der zum Thema New Age/Esoterik. Die 
HerausgeberlInnen fanden sich 1997 
im Bündnis AntiVisionen zusammen, 
um eine Gegenöfflichkeit zum jährlich 
in Bremen stattfindenden Esoterik- 
kongreß „Visionen menschlicher Zu- 
kunft“ herzustellen. Mit dem Ziel, die 
kritische Diskussion über New Age 
innerhalb der Linken zu vertiefen, or- 
sanisierte das Bündnis Workshops 
und Veranstaltungen parallel zum Kon- 
greß und entwickelte die nun vorlie- 
sende Broschüre. 

Eine Schwierigkeit, esoterische Bewe- 
gungen zu umreißen, besteht in ihrer 
unglaublichen Vielfalt. Seit Mitte der 
80er Jahre haben sich esoterische, 
das heißt vor allem spirituelle und bio- 
logistische Strömungen Im deutsch- 
sprachigen Raum stark ausgebreitet 


und dringen nach und nach in alle ge- 
sellschaftlichen Bereiche ein. Von klas- 
sischen EsoterikerInnen, Neuheiden, 
IndividualistInnen, Naturfreundinnen, 
GesundbeterInnen, linken und femi- 
nistischen Spirituellen ... wird zwar 
unterschiedliches, bisweilen wider- 
sprüchliches vertreten, doch beziehen 
sich alle auf eine höhere kosmische 
Ordnung, die die sogenannte „Ganz- 
heitlichkeit“ darstellt, berufen sich 
auf die „Autorität der Natur“ und stel- 
len das Individuum, individuellen Be- 
wußtseinswandel, das Selbst, seine 
Findung und Verwirklichung in den 
Vordergrund. 

Ausgangspunkt der Abhandlungen ist 
die Definition von New Age als Teil 
einer ideologischen Modernisierung 
von Herrschaft, die sich von den bis- 
her verbreiteten Charakterisierungen 


- Feststellung von Parallelen zum Fa- 
schismus, Vorwurf der Irrationalität — 
unterscheiden und über diese hinaus- 
gehen. „Im Endeffekt werden durch 
das ideologische Gebäude des New 
Age herrschaftsförmige Entwicklungen 
gestützt oder verschärft. Die Entfrem- 
dung des Subjekts von Natur und Ar- 
beit wie sozialem Umfeld wird durch 
die Konstruktion eines ideologischen 
Gebäudes verdeckt. Die aktuell immer 
relevanter werdende Soziale Frage und 
die mit ihr verbundenen Politik von 
Ausgrenzung, neoliberaler Leistungs- 
philosophie und Profitmaximierung 
wird in einen apolitischen Raum ge- 
stellt (...) Die Höherentwicklung des 
Bewußtseins wird zum Ziel gesell- 
schaftlicher Entwicklung als auch zum 
Ausgrenzungsmaßstab für angeblich 
weniger Entwickelte“ schreibt Hans 
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Hansen und klärt - was sehr hilfreich 
ist- gleich zu Anfang einige Grundbe- 
griffe wie Esoterik, Ganzheitlichkeit 
und Spiritualität. 

Neben den in diesem Kontext schon 
bekannteren Themen Neue Rechte, 
Ökofeminismus und Neue Frauenbe- 
wegung und der Waldorfpädagogik Ru- 
dolf Steiners, dessen rassistische An- 
schauungen auch heute noch von 
seinen Anhängern geleugnet und groß- 
zügig übersehen werden, gibt es eine 
interessante Abhandlung zu den Pa- 
rallelen von Esoterik und National- 
sozialismus (Hans Hansen), die sich 
als Positionierung in der bestehenden 
Diskussion um Vergleich und Nicht- 
vergleich versteht. Ohne den Natio- 
nalsozialismus auf eine neue Religion 
oder esoterische Bewegung zu redu- 
zieren, werden Gemeinsamkeiten he- 
rausgearbeitet. Aufschlußreich be- 
schreibt der Autor die Entstehung der 
völkischen Bewegung, deren Ideen in 
der Schaffung einer deutschen, völki- 
schen Spiritualität gipfelten, die von 
den Nationalsozialisten als wichtiges 
Element ihrer politischen Symbolik 
verwendet wurde. Schon Anfang des 
16. Jahrhunderts wurde zur Stärkung 
des deutschen Nationalgefühls — als 
Ablehnung zur katholischen Kirche 
und der dominanten Rolle Italiens - 
Bezug genommen auf die Geschichte 
der Germanen. In der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts bildete sich ein 
„romantischer Nationalismus“, der 
sich mit idealisierten Vorstellungen 
von der „Beseeltheit der Natur“ den 
Ideen der Aufklärung entgegenstellte. 
Anfangs im gebildeten Bürgertum ver- 
breitet, wurden später alle Deutschen 
verbündet, wie von Johann Gottlieb 
Fichte, der in seinen Reden an die 
deutsche Nation diese zur europäl- 
schen Kulturnation schlechthin er- 
hob. Zur eigentlichen Entstehung der 
völkischen Bewegung kam es in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 


Antimodernismus, Antifeminismus, 
Chauvinismus, Rassismus und Esote- 
rik, Heidentum sowie arische Spiritua- 
lität verbindeten sich auf vielfältige 
Weise und stärkten die reaktionären 
Teile der Ökologie-, Lebensreform- und 
Jugendbewegung. Hinzu kamen ras- 
sistische und sozialdarwinistische 
Ansätze, die zur Formung einer „Volks- 
gemeinschaft“ führten. In der 1918 
gegründeten Thule-Gesellschaft ver- 
sammelten sich spätere Mitglieder 
der NSDAP. Im Wechselspiel moderner 
und antimoderner Einflüsse traten rein 
esoterische Strömungen im National- 
sozialismus in den Hintergrund, wenn 
auch immer wieder mythologische 
Versatzstücke bemüht wurden. Deut- 
lich wird in dem Artikel, daß die Esote- 
rik nicht — wie oft behauptet - vom Na- 
tionalsozialismus mißbraucht wurde, 
sondern inhaltlich und personell Teil 
der faschistischen Ideologie war. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwick- 
lung ist die Vorstellung einer „eman- 
zipativen Spiritualität“, wie sie auch 
in Teilen der Linken existiert, undenk- 
bar. Eine in der Hannoveraner Zei- 
tung RAZZ heftig geführte Diskussion 
um das Verhältnis zwischen spirituel- 
len Ansätzen, esoterischen Praktiken 
und linker Politik und Lebensweise wird 
in Auszügen von der Gruppe FRIDA 
dokumentiert. Sie attestiert der Pro- 
Seite in der Debatte die Sehnsucht 
nach einer Lösung für vermeintliche 
oder tatsächliche Probleme der Lin- 
ken, wie das Verhältnis des Privaten 
zum Politischen, fehlender Sinnlich- 
keit oder dem Naturverständnis. 

Daß das Bedürfnis nach Religion und 
Spiritualität kein angeborenes ist, son- 
dern ein Fetisch, bringt Maria Wöl- 
flingseder in ihrem Beitrag Esoterik 
und die Linke in Erinnerung: „... der 
immer stärker werdende Konsum- 
ethos - der systemimmanente Zwang, 
den Mehrwert zu realisieren — wird 
nicht in Frage gestellt, sondern in der 


Form der käuflichen Ware Heilsange- 
bot, die in schier unendlich vielen Aus- 
führungen erhältlich ist, fortgeschrie- 
ben. Ein ökonomisch bedeutendes 
neues Marktsegment ist entstanden.“ 
Einen von mehreren Gründen für das 
Massenphänomen Esoterik sieht sie 
in der Tatsache, daß die Linke heute 
wenig gesellschaftliche Relevanz hat 
und es für viele eine Möglichkeit dar- 
stellt, in diesem „falschen Leben“ 
(Adorno) zurechtzukommen und zu 
überleben. Statt der defensiven Hal- 
tung verlangt sie, „radikale Analyse 
und Kritik voranzutreiben, aufzurüt- 
teln und zu verunsichern, und die 
herrschende Logik durchschaubar zu 
machen.“ 

Dem ist eigentlich nichts mehr hinzu- 
zufügen, es sei nur noch gesagt, daß 
eine umfangreiche Literaturliste zum 
Thema, unterteilt in Original und Kri- 
tik, diese - und auch das kann man 
erwähnen —- ansprechend gestaltete 
Broschüre abschließt. 
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Materialien zur Kritik 
an der New-Age- 
Bewegung 


AntiVisionen (Hrsg.), Schicksal & Herr- 
schaft, Materialien zur Kritik an der New- 
Age-Bewegung, Reihe Antifaschistischer 
Texte, 80 Seiten, 8DM 


Die Fratze der eigenen 
Geschichte - Von der 
Goldhagen-Debatte zum 
Jugoslawien-Krieg 


Das von Jürgen Elsässer und Andrei 
S, Markovits herausgegebene Buch 
„Die Fratze der eigenen Geschichte” 
ist eine erweiterte Dokumentation ei- 
ner Tagung der Heinrich Böll Stiftung 
im Mai 1999 mit Originalbeiträgen von 
Daniel Jonah Goldhagen. Das aus- 
schlaggebende Moment für die Initia- 
toren, diese Tagung ins Leben zu rufen, 
war die, wenn überhaupt vorhandene, 
zustimmende Reaktion vieler deut- 
scher Intellektueller auf die Rede von 
Martin Walser und die damit verbun- 
dene „wachsende Vergessens- und 
Verdrängungssehnsucht auch seitens 
Vertretern der deutschen Linken“. 
Das Buch „Hitlers willige Vollstrecker“ 
von Daniel Goldhagen erschien den 
Initiatoren in diesem Zusammenhang 
als gute Diskussionsgrundlage, da 
Goldhagen in seinem Buch „Themen 
problematisiert, die vorher von der 
Geschichtswissenschaft kaum, wenn 
überhaupt, angesprochen wurden“. 
Zudem zeigte Er mit seinem Buch 
‚Wirkungen in der deutschen Diskus- 


sion [...], die qualitativ neu und wich- 


tig waren”. 


Zu Beginn des ersten Kapitels „Von der 
Goldhagen-Kontroverse zum Walser- 
streit“ erläutert Wolfgang Wippermann, 
wie unwissenschaftlich „deutsche His- 
toriker“, die „Goldhagen kollektiv und 
geschlossen abgelehnt haben”, an 
Goldhagens Buch herangegangen sind 
und sich eigentlich mehr um ihn als 
um sein Buch „gekümmert“ haben. 
Goldhagen bemerkt in diesem Kapitel 
einiges zu der internationalen Rezep- 
tion seines Buches. Das zweite Kapi- 
tel „Hitlers willige Vollstrecker und die 
weitere Forschung“ eröffnet Daniel 
Goldhagen mit einem Text über ein 
neues erforderliches Paradigma. Er 
fordert, dass die wissenschaftliche 
Forschung zum Holocaust höhere 
Priorität als bisher auf Aussagen der 
Opfer setzen und dazu vermehrt Zeug- 
nisse der Opfer hinzuziehen sollte. 
Auch sollte mit der Vorstellung der 
marionettenhaft handelnden Täter 
aufgeräumt werden. 

Im dritten Kapitel „Das Kosovo und 
die Fratze der eigenen Geschichte“ 
wird der Bogen zur aktuellen Politik 
gezogen. Bei dem, was deutsche Po- 
litiker im Zusammenhang mit der In- 
tervention in das Kosovo aus deut- 
scher Geschichte alles gelernt haben 
wollen, ist dies auch nicht schwer. 
Untersucht werden in diesem Artikel 
u.a. „Aufgaben und Grenzen geschicht- 
licher Vergleiche im Kosovo-Konflikt”. 
Im Beitrag von Daniel Goldhagen, ei- 
nem Artikel aus dem Britischen „Guar- 
dian“, bezieht er klar Position für die 
Intervention. 


Jürgen Elsässer, Andrei S. Markovits (HG.), 
Die Fratze der eigenen Geschichte - Von 
der Goldhagen-Debatte zum Jugoslawien- 
Krieg, Elefanten Press Berlin 


Der lange Schatten der 
NS-Diktatur 

Dieses Buch ist die erste umfassen- 
de Darstellung der NS- Raubgold-De- 
batte aus deutscher Sicht. Wenn in 
Deutschland von Rückgabe die Rede 
ist, dann ist normalerweise der in der 
Nachkriegszeit enteignete Großgrund- 
besitz in der damaligen Sowjetischen 
Besatzungszone gemeint. Begriffe wie 
Raub oder Beute beziehen sich auf 
die „Beutekunst“, die von Rußland zu- 
rückgefordert wird. Die Verknüpfung 
mit der NS-Raubpolitik ist nicht präa- 


sent, da bis heute keine Vorstellung 
vom Ausmaß der deutschen Raubpo- 
litik vorhanden ist. Auch verschwan- 
den schon Anfang der 5O'er Jahre 
auf wundersame Weise Akten der 
Deutschen Reichsbank, diese hätten 
Aufschluß über die Verwertung des 
Raubgoldes geben können. Wunder 
gibt es immer wieder. 

Trotz der internationalen Zurechtwei- 
sung hinsichtlich der Verweigerungs- 
haltung in Fragen Entschädigung gibt 
es kaum Bereitschaft, den Ursachen 
für dieses Versagen auf den Grund zu 
gehen. Deutsche Untersuchungskom- 
missionen existieren nicht, die ein- 
zige umfassende Darstellung zur Ent- 
schädigungspolitik ist immer noch 
die regierungsoffizielle. Aufgrund der 
Etablierung einer neuen Weltordnung 
setzen allerdings die ersten Reflexio- 
nen von Ideologie und Praxis der Zeit 
nach dem Nationalsozialismus ein. 
Die in diesem Buch zusammengefafß- 
ten Texte stellen den Verlauf dieser 
Debatte dar. Sie umfassen Aufsätze, 
Artikel, Kommentare usw. und eröff- 
nen die Möglichkeit, in chronologi- 
scher Abfolge eine Einführung in 
diese Thematik zu bekommen. 


gaubgold-ung. ntschädigung.. er 


Rolf Surmann / Dieter Schröder, Der 
lange Schatten der NS-Diktatur, rat / Un- 
rast-Verlag, Hamburg / Münster 1999, 
206 S., ISBN 3-89771-801-4 
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den Bahnhof), stellt die Umzäunung 
einer Sitzmauer dar, die nun auch 
„normale Menschen nicht mehr be- 
nutzen können“ (Passant). 

Insgesamt kann der Film dem Thema 
keine neuen Facetten abgewinnen, 


Alles muß raus! 

Der in Zusammenarbeit mit Studen- 
ten der Fachhochschule Hamburg ent- 
standene Dokumentarfilm „Alles muß 
raus!“ von Irene Bude und Olaf Sob- 
czak beschäftigt sich am Beispiel 


Raul Zelik/Dario N. Azzellini 
Kolumbien - 
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des Hamburger Hauptbahnhofs mit 
der Privatisierung des Öffentlichen 
Raums und der damit verbundenen 
Vertreibung unliebsamer Personen 
aus den Innenstädten, also mit den 
„Spielregeln“ im öffentlichen Raum. 

Die Autoren lassen Sozialarbeiter, Po- 
lizisten, Bettler, Obdachlose, Drogen- 
abhängige, Wachschützer und Passan- 
ten zu Wort kommen und verhehlen 


dabei nicht die Sympathie für die Op- 
fer der Vertreibungen, auch wenn die 
Aussagen größtenteils unkommentiert 
bleiben. Einen Höhepunkt der „bau- 
lichen Maßnahmen, um bestimmte 
Szenen zu verdrängen“ (Geschäfts- 
führer der Betreuungsgesellschaft für 
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Nur tote Fische kommen in die 
Zeitung, wilde Fische fliegen 


Anhnahonaks & bnksradikales 
Sommercamp 22. 7.556.858. 
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sehenswert ist er trotzdem. 


Irene Bude/Olaf Sobczek, Alles muß raus!, 


40 Minuten 


Große Geschäfte in 
Kolumbien 


Das Buch „Kolumbien - Große Ge- 
schäfte, staatlicher Terror und Auf- 
standsbewegung“ von Raul Zelik und 
Dario N. Azzellini zeigt auf 247 Sei- 
ten „worum es in Kolumbien geht: um 
einen extrem militarisierten [...], in- 
ternational (zwar) ignorierten Krieg der 
Besitzenden gegen die Bevölkerungs- 
mehrheit, [...] der sich (aber) zu inter- 
nationalisieren scheint.“ Die Autoren 
stehen dabei zum Glück „einer politi- 
schen „Neutralität“ in der journalisti- 
schen Arbeit [...] sehr skeptisch (ge- 
genüber)“ und beziehen lieber klare 
Positionen, die sie genauso klar und 
sachlich herleiten und argumentativ 
untermauern. Dabei bleiben sie auch 
für diejenigen verständlich, die bisher 
nicht mehr über Kolumbien wußten, 
als dass es dort Kokain, Mafia, Ter- 
rorismus und Gewalt gibt. Dies liegt 
zum großen Teil am „didaktischen“ 
Aufbau des Buches. Beginnend mit 


Große Geschäfte, 
staatlicher Terror 
und Aufstandsbewegung 


zwei Interviews mit exilierten Gewerk- 
schaftern, wird man sozusagen aus 
„erster Hand“ in die Problematik 
„hineingeworfen“, um in den näch- 
sten beiden Kapiteln, die sich mit Re- 
gion, Bevölkerung, Wirtschaft und 
der Geschichte Kolumbiens beschäf- 
tigen, sogleich wieder aufgefangen 
zu werden. Ab dem vierten Kapitel 
geht es dann um die aktuelle Situa- 
tion des Landes und der Leser kann 
nun aufgrund seines erworbenen 
Vorwissens gut den Ausführungen 
der Autoren folgen. 


Raul Zelik/ Dario N. Azzellini, Kolumbien 
- Große Geschäfte, staatlicher Terror und 
Aufstandsbewegung, Orig.- Ausg. — Köln: 
Neuer ISP - Verl., Okt. 1999 


Der neue 


Katalog 


ist da! 


Broschüren, Aufkleber, 
T-Shirts, Plakate, Anstecker, 
CDs, Aufnäher, Tapes, 
Kapuzenpullis, Spuckies, ... 


Katalog gegen 2,- Rückportobei 
Antifa-Versand Schwarz-Rot 
Engeldamm 68 - 10179 Berlin 


_ 


Themenschwerpunkte: 


1992 

Nr. 2 Greift ein! - Schaut nicht länger weg 
Nr. 3 Wer schweigt stimmt zu 

Nr. 4 Los Angeles, Mannheim, Hoyerswerda 
Nr.5 Roma/Rostock (vergriffen) 


1993 

Nr.6 Gleiche Rechte für Alle/Lagerkampagne (vergriffen) 
Nr. 7 Rassismus und Medien (vergriffen) 

Nr. 8 Ausweisung und Abschiebungen (vergriffen) 

Nr. 9  Bleiberecht für VertragsarbeiterInnen (vergriffen) 


1994 

Nr. 10 Rassismus und Bildung 

Nr. 11 Innere Sicherheit 

Nr. 12 Rassismus und Soziale Frage 
Nr. 13 Polizei und Justiz 


1995 

Nr. 14 Deutscher Antirassismus? Gemeinsame Ausgabe mit Off Limits 
Nr. 15 Illegalisierung 

Nr. 16 Europa 

Nr. 17 Alltag-Kultur-Rassismus 


1996 

Nr. 18 Vietnamesinnen in Berlin, Gemeinsame Ausgabe mit Arranca! 
Nr. 19 Einwanderungspolitik 

Nr. 20 Ökologie 

Nr. 21 Balkan, Krieg und Flucht 


1997 

Nr. 22 City 2000 

Nr. 23 Mobilität 

Nr. 24 Globale Migrationskontrolle 

Nr. 25 Arbeit mit Illegalisierten - Wege aus der Illegalität 


1998 

Nr. 26 Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt 

Nr. 27 Antirassistische Jugendarbeit 

Nr. 28 Innere Sicherheit light - Alternative Sicherheitskonzepte 
Nr. 29 Sport und Rassismus 


1999 

Nr. 30 Das Ende der Tabus 

Nr. 31 Gesundheit als Privileg 

Nr. 32 Die Bilder-ZAG 

Nr. 33 Konzepte antirassistischer Arbeit 


ZAG-Bestellpostkarte: 


Ich abonniere die ZAG ab der Nr und erhalte ein 
ZAG Jahresabo, vier Ausgaben zum Preis von 24,- DM. 


7) Auslandsabo zu 35,- DM 

7) Förderabo in Höhe von 

7) Bitte schickt mir als Willkommen kostenlos den 
Jahrgang 1998 (Nr. 26-29) oder 

7) Bitte schickt mir die Mumia-CD 


Nach Erhalt einer Rechnung überweise ich auf das 
Konto 

Antirassistische Initiative Berlin e.V. 

Bank für Sozialwirtschaft e.V. 

BLZ 100 205 00 

Stichwort ZAG 

Konto: 303 96 01 
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Aachen 
Antifa/Antira Infobüro 
02 41/3 48 68 


Bayreuth 
Neues AntiraTelefon 
0951/603 08 74 


Bielefeld 
AntiDiskriminierungsBüro 
05 21/6 40 94 

mo-fr 10-13 & di 18-20h 


Bremen 
Anti-Rassismus-Büro 
04 21/7064 44 

di 15-19h 


Delmenhorst 
Infotelefon 
0 42 21/1 7815 


Dortmund 
Infotelefon Dortmund 
02 31/41 66 65 


Düsseldorf 

Nottelefon gegen Rassismus 
02 11/9 92 00 00 

24 Stunden 


Erlangen 

Infobüro gegen Rassismus 
O 91 31/20 22 68 

di. 10-12 


ZAG/ Antirassistische Initiative 
Yorckstr. 59, HH 
D-10965 Berlin 


Essen 
Anti-Rassismus-Büro 
02 01/23 20 60 


Giessen 
Antirassistisches/- antifa- 
schistisches Notruftelefon 
04 61/7914 64 

mo-sa 19-20h, 382Q-21h 


Pr 
% 
\ 


Hamburg in 


Antirassistisches EIER. 0 
0 40/43 15 87 
mo-sa 9-23h 


Kassel 

Büro antirassistischer 
Initiativen 

05 61/1 79 19 


Lübeck 
Antifaschistisches Telefon 
04 51/7 02 07 48 

täglich außer so & di, 
18-21h 


Passau 
Infotelefon Antifa 
08 51/3 61 06 

fr 16-18h 


ZAG im Abonnement 


Wer die Zag regelmäßig lesen 
möchte, sollte abonnieren. Ein ZAG- 
Jahresabo, (4 Ausgaben) kostet 
24,- DM, (Ausland 35,- DM) inkl. 
Versandkosten. Lieferung nur gegen 
Vorauskasse. Bitte füllt die Bestel- 
lung und die Überweisung vollstän- 
dig aus. also mit Name, Adresse 
und Wohnort. In der Abo-Verwaltung 
taucht immer wieder das Problem 
auf. daß wir wegen mangelnder An- 
gaben nicht wissen, an wen oder 
wohin wir die ZAG schicken sollen. 
Überweisungen ohne Angabe von 
Namen oder Abo-Nummer können 
nicht gebucht werden. Wer die Ar- 
beit der ZAG zusätzlich unterstützen 
will, zeichne ein Förderabo odeı 
spende an dıe Antirassitische Inı. 
tiative. (Spenden sınd Steuerlich 
absetzbar. Laden. Buchhandlungen 
oder Gruppen. dıe mindestens 8) 
Ausgaben pro Nummeı bestellen. 
erhalten die ZAG aut Wunsch auf 
Kommission und mit 20 Wide: 
verkauferrabatt Altere Ausgaben den 
ZAG. soweit nıcht vergriffen konnen 


Det uns nNachbestellt werden: 


